
Meinungsmacherei 
mit „Fake-News“
ORF versuchte, mit manipuliertem Bericht die Tiroler Landtagswahl zu beeinflussen

Rote Besitzansprüche
in ÖBB gehen zu Ende!
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Drei weitere Länder, aus denen 
zuletzt verstärkt Asylwerber nach 
Österreich kamen, werden als si-
chere Herkunftsländer eingestuft. 
Damit verlieren illegal eingewander-
te Personen aus diesen Ländern 
die Möglichkeit, über das Asylrecht 
einen Aufenthalt zu erlangen.     S. 6

Asylwesen entlasten
EU-Kommiss ionspräs ident 

Jean-Claude Juncker tritt wieder in 
die Pedale und macht Tempo bei 
der EU-Erweiterung. Jetzt sollen 
Albanien, Bosnien-Herzegowina, 
Kosovo, Mazedonien, Montenegro 
und Serbien bis 2025 EU-Mitglie-
der werden.                          S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Treten oder umfallen
Der von der FPÖ initiierte Prüf-

bericht des Rechungshofes zum 
Krankenhaus Nord liegt jetzt vor. 
Dieser attestiert dem Bauherrn, 
dem Krankenanstaltenverbund der 
Stadt Wien, totales Versagen. Die 
FPÖ fordert politische und straf-
rechtliche Konsequenzen.      S. 11

WIEN

Bauherren-Blamage
Mit einem manipulierten Bericht 

versuchte das Landsstudio Tirol, 
die Landtagswahl am 25. Febru-
ar zu Ungunsten der FPÖ zu be-
einflussen. Nachdem der Skandal 
aufflog, gab es nicht einmal eine 
Entschuldigung von Seiten des 
Zwangsgebührensenders.     S. 14

MEDIEN

Wahl-Manipulation

S. 2/3

Verkehrsminister Norbert Hofer wechselt ÖBB-Aufsichtsrat aus – S. 4/5
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Burgenland will Fortsetzung 
der Grenzkontrollen!
Im November will Brüssel die Grenzkontrollen zu den EU-Län-
dern Slowakei und Ungarn beendet wissen. Aber die bur-
genländische Landesregierung will von Wien und Brüssel 
eine Verlängerung der Sicherheitsmaßnahme einfordern, er-
klärt FPÖ-Landesparteichef Johann Tschürtz.                S. 13Nr. 7 . Freitag, 16. Februar 2018
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Dem ORF ergeht es wie der 
SPÖ und den Grünen, allen drei-
en laufen die Österreicher in 
Scharen davon. Lag der Marktan-
teil des ORF-Fernsehens bei der 
blau-schwarzen Koalition 2000 
noch bei 52 Prozent, so überwin-
det sich heute unter derem tür-
kis-blauen Nachfolger nicht ein-
mal mehr jeder dritte Österreicher 
zu dieser Art des Patriotismus.

Bei den Radioprogrammen 
stürzte der der ORF von 83 Pro-
zent 2003 auf nunmehr 61 Prozent 
ab. Steil aufwärts ging es hinge-
gen bei den Zwangsgebühren, die 
seit 2000 um rund ein Drittel er-
höht wurden.

Ähnlich wie Rot-Grün versucht 
auch der ORF, den verloren Bo-
den mit FPÖ-Verunglimpfungen 
wieder gutzumachen. Dabei wird 
nicht einmal vor primitivsten Ma-
nipulationen zurückgeschreckt.

Sich dafür zu entschuldigen, 
wenn diese aufgedeckt werden, 
kam weder den hohen Herrn am 
Küniglberg noch den verantwort-
lichen Damen im Land Tirol in 
den Sinn.

Wer in einem derart linksge- 
drillten Moralfeschismus schmort, 
sieht sich über jede Rechtsnorm 
und schon gar über das Objekti-
vitätsgebot erhaben, wenn es gilt, 
Sendungsbewusstsein zu zeigen 
und diesen dummen Bürgern die 
Freiheitlichen auf einem braunen 
Präsentierteller zu servieren.

Einen Querschnitt der Meinun-
gen der Österreicher repräsentie-
ren Herren und Damen im ORF 
schon lange nicht mehr. Weshalb 
sollen sie dann noch die GIS von 
allen Österreichern erhalten?

Deren Steichung oder Kürzung 
wäre auch ein Beitrag zur Einlö-
sung des Wahlversprechens zur 
Verringerung der Abgabenlast.

Zwei Tage nach dem Landtags-
wahlauftakt der FPÖ-Kärnten 
bringt der ORF in der Hauptnach-
richtensendung „ZiB1“ am folgen-
den Sonntag die Falschmeldung, 
dass gegen den ehemaligen Lan-
deshauptmann und BZÖ-Chef Ger-
hard Dörfler Anklage wegen Amts-
missbrauchs erhoben worden ist.

Eine Serie von „Zufällen“
Wenige Tage vor der Nieder-

österreichwahl wird in den Nach-
richtensendungen des ORF der 
FPÖ-Spitzenkandidat permanent in 
ursächlichem Zusammenhang mit 
dem „Liederbuchskandal“ seiner 
Burschenschaft gebracht, obwohl 
die Staatsanwaltschaft gegen vier 
andere Personen ermittelt, darunter 
einen SPÖ-Funktionär. Die Verhaf-
tung eines anderen SPÖ-Mandatars 
wegen Verdachts des Kindesmiss-
brauchs, dessen Keller mit Na-
zi-Devotionalien vollgestopft war, 
wird erst nach der Wahl medial 
vom ORF in Kurzmeldungen prä-
sentiert.

Und ein Verkehrsminister Nor-
bert Hofer ist der „ZiB1“-Redakti-
on noch immer nicht bekannt, wie 
sie mit ihrem „Bericht“ über den 
Münchner Transit-Gipfel zwischen 
Hofer und seinem deutschen Kol-
legen belegte. In dem wurde Hofer 

nämlich bildlich wie wörtlich aus 
dem Treffen wegretouchiert.

Und dann letztes Wochenende, 
14 Tage vor der Tiroler Landtags-
wahl, wird dem FPÖ-Spitzenkan-
didaten in einem manipulierten 
Bericht des ORF-Landesstudios 
unterstellt, antisemitische Sprüche 
eines Tirolers während eines Wahl-
kampfauftritts in Innsbruck gedul-
det zu haben.

Selbst im korrigierten Bericht 
wird der Mann noch immer als 
„FPÖ-Fan“ vorgestellt, obwohl er 
mit keinem Wort dies zum Aus-
druck bringt oder gar die Freiheit-
lichen auch nur einmal erwähnt. 
Ja, es gab kein Wort der Entschul-
digung, der ORF-Fehler wird gar 
nicht erwähnt.

Groteske ORF-Darstellung
Das Ganze wurde als einge-

forderter Bericht einer beleidig-
ten FPÖ dargestellt, damit diese 
und FPÖ-Landeschef Markus Ab-
werzger sich von dem antisemi-
tischen Spruch eines angeblichen 
FPÖ-Sympathisanten nachträglich 
distanzieren könne. Wörtlich sagt 
die Moderatorin vor Ausstrahlung 
des Berichts: „Die Tiroler FPÖ sah 
sich durch einen Schnitt in diesem 
Tirol-heute Beitrag missverständ-
lich und unvollständig präsentiert. 

Für „Fake-News“ auch noch GIS zahlen?
Mit dem manipulierten Bericht in der „Tirol heute“-Sendung am 

Samstag erreichte die mit der Regierungsbeteiligung gestarte-
te Anti-FPÖ-Kampagne des ORF ihren bisherigen Tiefpunkt. Sollen 
die Österreicher mit ihren GIS-Zwangsgebühren weiterhin für „Fa-
ke-News“ in einem staatlichen Sender zahlen?

Nach der Häufung von plumpen Anti-FPÖ-Berichten im ORF fordert FPÖ Diskussion über Ende der Zwangsgebühren

Braucht es angesichts der Medienvielfalt noch einen mit Zwangsgebühren finanzierten Staatssender, der dann 
auch noch „Fake-News“ produziert? FPÖ-Generalsekretär Harald Vilimsky plädiert für die Abschaffung der GIS. 
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Diese Präsentation holen wir nach 
und Markus Abwerzger distanziert 
sich heute im Tirol-heute-Interview 
von den Aussagen des FPÖ-Fans.“

„Das ist sogar für ORF-Verhält-
nisse ein noch selten dagewesener 
Tiefpunkt“, bemerkte dazu FPÖ-
Chef HC Strache bei seiner tradi-
tionellen Aschermittwoch-Rede in 
Ried: „Und dafür soll man noch 
Gebühren zahlen? In ORF 1 gibt’s 
den ganzen Tag Wiederholungen 
von amerikanischen Fernsehserien, 
und in ORF 2 dürfen einige Redak-
teure ihre politischen Vorlieben un-
geniert ausleben.“

AUS DER
REDAKTION
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ORF-Dämmerung

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Die Kritik an der von Innenminister Her-
bert Kickl geplanten berittenen Polizei wies 
der geschäftsführende FPÖ-Klubobmann 
Johann Gudenus als unverständlich zurück: 
„Ich selbst konnte in New York, Paris, Ham-
burg oder Rosenheim berittene Polizei bei 
ihrer Arbeit beobachten und muss dazu sa-
gen, dass diese in der Bevölkerung sehr gut 
angenommen wird.“ Und in allen Städten, in 
denen berittene Polizei eingesetzt wird, wer-
de aus vielerlei Gründen angedacht, diese zu 
verstärken und auszubauen.

Österreichs Wintersportfreunde und Sport-
minister HC Strache (Bild) hatten diese 
Woche gleich zweimal Grund zum Jubeln. 
David Gleirscher hat für die erste österrei-
chische Goldmedaille in einem Rodel-Einsit-
zerbewerb der Herren seit 50 Jahren gesorgt 
und Marcel Hirscher gewann die Alpinkom-
bination der Herren. „Ich gratuliere den bei-
den Athleten zu ihren Erfolgen, und ich bin 
überzeugt davon, dass noch viele weitere für 
unser Österreich folgen werden“, spornte HC 
Strache Österreichs Olympiateilnehmer an.

Innenpolitik
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Als „Rosenkavaliere“ präsentierten sich HC 
Strache und Norbert Hofer am Valenstinstag ihren Mitarbeiterinnen.
BILD DER WOCHE

Gratulation zu Goldmedaillen

KURZ UND BÜNDIG
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FPÖ-Infrastrukturminister Nor-
bert Hofer, der unbeirrt vom Weh-
klagen der SPÖ-Besitzstandswah-
rer mit dem Postenschacher der 
Genossen in den ÖBB aufräumt 
und den Aufsichtsrat dementspre-
chend personell umorganisiert.

SPÖ-Chef Christian Kern, der 
sich nach dem Parteizuschuss zu 
seinem mickrigen Klubchefgehalt 
doch wieder einen Skiurlaub am 
Arlberg gönnen konnte. Bei seinen 
700.000 Euro als ÖBB-Chef war 
das noch ein Leichtes für ihn.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Berittene Polizei ist bewährt

Kein „Frauen“volksbegehren
FPÖ-Frauensprecherin Carmen Schimanek 

(Bild) wird das diese Woche gestartete „Frau-
envolksbegehren“ nicht unterstützen, da die 
Initiatorinnen weit über das Ziel hinausschie-
ßen: „Es ist sehr schade, dass die Frauen 
wieder einmal vor den Karren gespannt wer-
den, um die Gender-Diktion vom äußersten 
linken Rand durchzudrücken.“ Eine „queere 
Pädagogik“, die auf die Gleichmacherei von 
Buben und Mädchen abzielt, hat mit vernünf-
tiger Frauenpolitik gar nichts zu tun. Ebenso 
lehnte Schimanek die geforderten „Frau-
en-Zwangsquoten“ ab: „Eine Zwangsbeglü-
ckung schadet den Frauen mehr als sie hilft.“ Fo
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Für „Fake-News“ auch noch GIS zahlen?
Nach der Häufung von plumpen Anti-FPÖ-Berichten im ORF fordert FPÖ Diskussion über Ende der Zwangsgebühren

Braucht es angesichts der Medienvielfalt noch einen mit Zwangsgebühren finanzierten Staatssender, der dann 
auch noch „Fake-News“ produziert? FPÖ-Generalsekretär Harald Vilimsky plädiert für die Abschaffung der GIS. 

Nicht minder empört reagierte 
FPÖ-Generalsekretär Harald Vi-
limsky auf die plumpe Manipulati-
on des Tiroler ORF-Landesstudios 
und dessen groteske Berichtigung: 
„Derart Schäbiges ist wirklich ein 
unikates Machwerk gerade für ei-
nen öffentlich-rechtlichen Sender.“

Wozu eigentlich ORF-Gebühr?
Für den FPÖ-Generalsekretär hat 

der ORF damit den Startschuss für 
eine umfassende Debatte über die 
Zwangsgebühren gestartet: „Es ist 
aus unserer Sicht nicht mehr zu-
lässig, dass man Monat für Monat 

die Hand aufhält für eine Bericht-
erstattung, wo immer weniger Se-
hern immer mehr Manipulationen 
präsentiert werden. Wir sollten 
jetzt auch über eine freie Medien-
zukunft abseits der Zwangsgebüh-
ren diskutieren.“

Der ORF-Redakteursrat, der zu 
den erwähnten Vorfällen eisern ge-
schwiegen hatte, äußerte sich dazu 
in einer peinlichen Aussendung: 
„Wir wollen daher beim nächsten 
Redakteursausschuss eine Arbeits-
gruppe einsetzen, die Leitlinien für 
den Umgang mit journalistischen 
Fehlleistungen erarbeitet.“

Nr. 6 g Freitag, 16. Februar 2018
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„Das ist ja wohl übelste Posten-
schacherei, die die FPÖ und Nor-
bert Hofer da betreiben“, bediente 
der EU-Redakteur des „Standard“, 
Thomas Mayer, mit einem Schnell-
schuss die linksgedrillte Journalis-
tenblase auf Twitter.

Hätte er sein Erinnerungsvermö-
gen, das er lediglich mit dem Ne-
bensatz „ausgerechnet jene, die das 
immer bei SPÖ und ÖVP angepran-
gert haben“ zu Tage förderte, etwas 
mehr oder sich gar der Recherche 
bemüht, hätte er erkennen kön-
nen, dass Hofer von seinem Recht 
als Eigentümervertreter, den Auf-
sichtsrat mit Personen seines Ver-
trauens zu besetzen, im Gegensatz 
zu seinen SPÖ-Vorgängern gerade-
zu mit Sorgfalt Gebrauch machte.

Ederers „Abschiedsgeschenke“
Denn unter Aufsichtsratschefin 

Brigitte Ederer gingen in den Wo-
chen nach der Wahl noch einige be-
sonders rasche Postenbesetzungen 
oder Vertragsverlängerungen über 
die Bühne.

So wurde noch im Dezember der 
Vertrag von Andreas Zwerger als 
Geschäftsführer der ÖBB-Tech-

nische Services GmbH verlängert 
oder die Funktion eines zweiten 
Geschäftsführers für die ÖBB-Rei-
nigungs- und Sicherheitsfirma 
Mungos ausgeschrieben. Den Zu-
schlag erhielt übrigens Fabian Fuß-
eis, der langjährige Büroleiter von 
SPÖ-Sozialminister Alois Stöger. 
Jenes Alois Stöger, der Hofers Auf-
sichtsratspläne hart kritisierte, weil 
dieser „Parteifreunden mit regie-
rungsnahen Spitzenposten zu ver-
sorgen“ gedenke.

Aber Aufsichtsratschefin Ederer 
sorgte vor ihrem absehbaren Ab-
gang dafür, dass ihr ehemaliger Ar-
beitgeber Siemens nicht ganz blind 
bei seinem Großkunden ÖBB da-
stehen wird: Per 1. Jänner ist Sand-
ra Gott-Karlbauer neue Leiterin der 
Strategischen Unternehmensent-
wicklung. Zuletzt war sie bei Sie-
mens Chefin des Bereichs Urban 
Transport.

Faymanns „roter Durchgriff“
Auch beließ es ein Werner Fay-

mann nicht nur bei einem Wechsel 
des Aufsichtsrates, sondern öffnete 
der SPÖ-Personalreserve die ge-
samte ÖBB. Was zur Folge hatte, 

Roter Personalparkplatz auf Staatskosten
Jetzt wird alles in einer unerträglichen Form umgefärbt“, empörte 

sich die scheidende ÖBB-Aufsichtsratschefin Brigitte Ederer über 
die Personalpläne von Infrastrukturminister Norbert Hofer. Dabei hat 
sie bis zur letzten Minute noch selbst Genossen auf Posten verholfen.

Die Umbesetzung des ÖBB-Aufsichtsrates trifft die SPÖ im lukrativsten Kern, den Versorgungsposten für Parteigänger
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Im NFZ-Interview weist der vormalige FPÖ-Verkehrssprecher Ger-
hard Deimek die Vorwürfe der „Freunderlpolitik“ gegen Norbert 

Hofer zurück und erinnert an die Umfärbeaktionen unter den roten 
Verkehrsministern und deren Folgen für die ÖBB.
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ÖBB war rotes Personal-
versorgungsunternehmen

„Unter Faymann blieb 
bei den ÖBB kein Stein 

auf dem anderen.“

Personalpolitik mit dem Preßlufthammer betrieb Ex-SPÖ-Verkehrsminister Werner Faymann – im Bild links, mit Bürgermeister Michael Häupl (l.) und dem 
wenig später über eine 800.000-Euro-Abfertigung vorzeitig freigestellten damaligen ÖBB-Chef Martin Huber (Bildmitte).

Herr Abgeordneter Deimek, was 
sagt der langjährige FPÖ-Verkehrs-
sprecher und ÖBB-Kenner zum Vor-
wurf des „blauen Postenschachers“ 
bei den ÖBB?

Deimek: Erstens hat der Ver-
kehrsminister als Eigentümerver-
treter das Recht, im Aufsichtsrat 
Personen seines Vertrauens zu plat-
zieren. Davon macht er Gebrauch 
und setzt zweitens auch Leute ein, 
die Erfahrung in dem Bereich ha-
ben. Und drittens tut er das weniger 
einschneidend, 
als es die 
SPÖ-Verkehrs-
minister vorher 
betrieben ha-
ben, die vorran-
gig ihrer Partei 
damit eine Personalversorgungs-
möglichkeit bei den ÖBB eröffnet 
haben. Und das zum Teil im exzes-
siven Ausmaß.

Haben Sie dafür auch ein Bei-
spiel parat?

Deimek: Das beste ist wohl die 
Ära Faymann, in der in den Chef- 
etagen der ÖBB praktisch kein 
Stein auf dem anderen blieb. So hat 
er 2007 den Vorstand der ÖBB-Hol-
ding um die beiden SPÖ-nahen 
Manager Peter Klugar und Gustav 
Poschalko verdoppelt. Klugar hat-
te das bisher größte Regionalbahn-
schließungsprogramm durchgezo-
gen. Weil er Rückhalt in der SPÖ 
hatte, lief das für Außenstehende 
überraschenderweise auch ohne 
Protest der Eisenbahner ab. Po-
schalko war für den Kauf der Rail 
Cargo Ungarn verantwortlich, bei 
dem 6,66 Millionen Euro an einen 
ungarischen Lobbyisten flossen. 
Aber auch unter Verkehrsminis-
terin Doris Bures und ÖBB-
Chef Christian Kern – des-
sen Jahresgehalt 2014 auf 
über 700.000 Euro fast 
verdoppelt wurde – hat 
die Schaffung von Ver-
sorgungsposten für Part-
eifreunde ihren munteren 
Fortgang gefunden. So 
hat die von ihm geholte 
Valerie Hackl die Fern-
bus-Tochter „Hellö“ in 

den Sand gesetzt, die nach nicht 
einmal einem Jahr verkauft wur-
de. Ein beliebtes Auffangbecken 
war der Bereich „Kommunikati-
on“, wo man den Ex-Pressesprecher 
von Unterrichtsministerin Claudia 
Schmied, Niko Pelinka, oder Sven 
Pusswald, den von Alfred Gusen-
bauer, unterbrachte.

Den von Hofer nominierten Per-
sonen wird aber wenig Vertrauen 
entgegengebracht.

Deimek: Das ist ein politisches 
Spielchen. Der 
neue Aufsichts-
ratsvorsitzende 
Arnold Schie-
fer ist fachlich 
ein ÖBB-Ur-
gestein, der in 

acht Jahren – unter roter Ägide! – 
bis zum Vorstandsdirektor bei der 
Rail Cargo Austria AG aufstieg. Er 
hat unter anderem verhindert, dass 
der Kauf der ungarischen Güter-
bahn MAV Cargo in einem Milli-
ardendesaster geendet hat. Monika 
Forstinger hat als zuständige Minis-
terin den ersten Generalverkehrs- 
plan ausgearbeitet, in dem Schiene, 
Straße und auch Wasserwege ein-
gebunden waren. Sie war danach 
als Unternehmensberaterin äußerst 
erfolgreich aktiv. Und Norbert Gu-
gerbauer ist ein angesehener Ju-
rist im Wettbewerbsrecht, das er in 

Wien, St. Gallen und 
seit 2006 an der 

Universität Linz 
lehrt. Das sind 
keine blauäu-
gigen Anfän-
ger, die Norbert 
Hofer da in den 

Aufs ichtsra t 
holt.
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Roter Personalparkplatz auf Staatskosten
Die Umbesetzung des ÖBB-Aufsichtsrates trifft die SPÖ im lukrativsten Kern, den Versorgungsposten für Parteigänger

dass Manager mit Abschlagszah-
lungen in Höhe von einigen hun-
dertausend Euro ihre Plätze räu-
men mussten.

Kostspielige Manöver
Am delikatesten wohl die „Af-

färe Wilhelmine Goldmann“, die 
ÖBB-Nahverkehrschefin, der die 
Verwendung betrieblicher Mit-
tel – ein Büro – für deren Ver-
ein „Opernwerkstatt“ vorgehalten 
wurde. Die vorzeitige Vertragsauf-
lösung der SPÖ-nahen Manage-
rin ließ der von Faymann geholte 
Holding-Chef Horst Pöchacker den 
ÖBB generös 720.000 Euro kosten.

Auch flossen unter Pöchhacker 

und seinen SPÖ-Vorständen bei 
dem für die ÖBB zunächst de-
saströsen Kauf der ungarischen 
MAV Cargo 6,6 Millionen Euro 
an einen „Lobbyisten“, der her-
nach nie mehr aktiv oder gesehen 
wurde. Hinter dem Lobbyistenlohn 
vermutete die Korruptionsstaatsan-
waltschaft jedoch Rückflüsse nach 
Österreich, in Parteikassen. Der 
Prozess endete mit Freisprüchen, 
da der Kronzeuge für die heimische 
Justiz unauffindbar war.

Saniert hat die MAV Cargo üb-
rigens der jetzt von Norbert Hofer 
zum ÖBB-Aufsichtsratschef nomi-
nierte Arnold Schiefer.

Unter Verkehrsministerin Do-

Die ÖBB-Neubesetzungen mit 
höchst kompetenten und erfahre-
nen Persönlichkeiten sind nicht 
nur ein wichtiger Schritt hinsicht-
lich der Vertrauensbildung bei den 
Bundesbahnen, sondern auch ein 
Garant dafür, dass in diesem Gre-
mium die bestmöglichen Entschei-
dungen für das Unternehmen ÖBB 
und damit für eine zentrale Säule 
der österreichischen Verkehrsinf-
rastruktur getroffen werden.

Für eine erfolgreiche Zukunft 
der ÖBB, dem größten und wich-
tigsten Infrastruktur-Unternehmen 
des Landes, ist es wichtig, dass alle 
führenden Kräfte an einem Strang 
ziehen und gegenseitiges Vertrau-
en besteht. Dafür hat Infrastruk-
turminister Norbert Hofer nun die 
richtigen Weichen gestellt.

Ich fordere sowohl von den Me-
dien als auch von den politischen 
Mitbewerbern Ehrlichkeit und kei-
ne Scheinheiligkeit in dieser De-
batte ein.

Wo war der mediale Aufschrei, 
als der Aufsichtsrat der ÖBB zu-
letzt unter der Ex-SPÖ-Politike-
rin Brigitte Ederer bis auf einen 
ÖVP-Vertreter ausschließlich nur 
noch aus der SPÖ zuzurechnenden 
Personen bestand?

Jetzt, wo durch die freiheitliche 
Regierungsbeteiligung auch Per-
sonen aus dem FPÖ-Umfeld vom 
Infrastrukturminister völlig legitim 
in dieses Gremium entsandt wer-
den und die SPÖ auch weiterhin 
mit vier Personalvertretern dort 
repräsentiert ist, einen Wirbel zu 
schlagen, ist entlarvend und steht 
beispielgebend für die fehlende 
politische Kultur der SPÖ.

Ich appelliere an alle, die han-
delnden Personen an ihrer Leis-
tung zu messen und hoffe, dass 
auch Frau Ederer diese Vorgangs-
weise akzeptiert.

Mehr Ehrlichkeit

ris Bures und ihrem ÖBB-Chef 
Christian Kern gab es die höchs-
ten Marketing- und Werbeausga-
ben sowie den heftigsten parteipo-
litischen Einfluss im Unternehmen. 
Die Kommunikationsabteilung der 
ÖBB war damals quasi ein Staub-
sauger, mit dem ehemalige Spre-
cher von abgetretenen SPÖ-Poli-
tikern ins Unternehmen inhaliert 
wurden, erinnert der damalige 
FPÖ-Verkehrssprecher Gerhard 
Deimek.

 
Kerns „Managerqualitäten“

„Fachlich trat Stillstand ein, 
manchmal sogar Verschlechterun-
gen, die kaschiert wurden“, be-
merkte Deimek. Prominentester 
Kritiker Kerns war der rote Post-
bus-Betriebsratschef Robert Wurm, 
der dem ÖBB-Chef vorwarf, mit 
seinen Leuten das Unternehmen zu 
übernehmen und zu ruinieren.

Kern betrachte die ÖBB quasi als 
„Staat im Staat“, er agiere „schlim-
mer, als die schwarz-blaue Regie-
rung“ es je getan habe, polterte 
Wurm. Denn Kern versuche „über-
fallsartig“, ohne Ausschreibungen, 
Personaländerungen beim Post-
bus-Management durchzudrücken 
und würde nicht einmal versuchen, 
bei der Auswahl der Manager den 
Schein zu wahren, wirklich nach 
den fähigsten Köpfen zu suchen.
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Christian Hafenecker
FPÖ-Verkehrssprecher

Personalpolitik mit dem Preßlufthammer betrieb Ex-SPÖ-Verkehrsminister Werner Faymann – im Bild links, mit Bürgermeister Michael Häupl (l.) und dem 
wenig später über eine 800.000-Euro-Abfertigung vorzeitig freigestellten damaligen ÖBB-Chef Martin Huber (Bildmitte).

POLITIK
ANALYSIERT
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Auch Ex-Verkehrsministerin Doris Bures zeigte sich generös und ver-
doppelt des Gehalt von ÖBB-Chef Christian Kern auf 700.000 Euro.
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ

HOHES
HAUS
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Aufgrund der Nationalratswahl am 15. Oktober 
2017 war die Neubesetzung der von den Parteien in 
den Datenschutzrat zu entsendenden Mitglieder not-
wendig. Von der ÖVP wurden vier Vertreter, von der 
SPÖ drei Vertreter, von der FPÖ, den NEOS und der 
Liste PILZ jeweils ein Vertreter in den Datenschutzrat 
entsandt. Präsident bleibt der SPÖ-Abgeordnete Jo-
hann Maier, seine Stellvertreter sind Gerhard Baum-
gartner (ÖVP) und Werner Herbert (FPÖ, Bild).

Datenschutzrat konstituiert
Der Bundesrat hält am 14. März 

eine parlamentarische Enquete zum 
Thema Armut ab. Unter dem Titel 
„Älter, jünger, ärmer? Zukunftsstra-
tegien gegen Armut in Kindheit und 
Alter“ werden Experten mit Abge-
ordneten diskutieren. Eröffnet wird 
die Enquete um 10.00 Uhr, sie ist 
für die Öffentlichkeit zugänglich.

Enquete zu Armut

In der vergangenen Plenar-
woche hatte ein Freiheitliches 
Regierungsmitglied seine erste 
Dringliche Anfrage über sich er-
gehen zu lassen. Sozialministerin 
Beate Hartinger-Klein hatte sich 
den Fragen der Abgeordneten zu 
stellen.

Und zwar jener des Bundes-
rates wohlgemerkt. Denn auch 
die Länderkammer bringt dieses 
Rechtsinstrument immer wieder 
zum Einsatz. Das Spannende da-
bei ist, dass das Einbringen einer 
solchen Anfrage erst am Beginn 
einer Sitzung bekanntgegeben 
werden muss.

Für das Regierungsmitglied 
bedeutet eine solche Dringliche 
Anfrage, dass sein gesamter Ter-
minplan umgestoßen wird; für die 
Abgeordneten bedeutet sie, dass 
sich die Sitzung verlängert.

Wie auch immer, diesmal ging 
es um die Aussetzung der „Ak-
tion 20.000“, eine Subventionie-
rung von künstlich geschaffenen 
Interimsarbeitsplätzen. Dass die 
FPÖ jetzt bei der Aussetzung 
mitmacht, ist logisch, zumal wir 
bereits die Einführung dieser Ak-
tion abgelehnt hatten.

„Der Beschäftigungsbonus ist, 
genauso wie die ‚Aktion 20.000‘, 
letztlich eine Mogelpackung. Da-
mit wollen sich Kern und Co. of-
fensichtlich von der Verpflichtung 
freikaufen, die Einwanderung in 
den Arbeitsmarkt und den Ver-
drängungswettbewerb zu stoppen 
und die heimischen Unternehmen 
insgesamt nachhaltig zu entlas-
ten“, warnte im Mai 2017 der da-
malige FPÖ-Sozialsprecher und 
Generalsekretär Herbert Kickl. 

Er hat dem entsprechenden Mi-
nisterratsvortrag jetzt konsequen-
terweise zugestimmt.

Konsequente FPÖ
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Volksanwaltschaft:
Kritik an Personalmangel
Missstände in Heimen, Krankenhäusern und Polizeianhaltezentren

Der Bundesrat diskutierte ver-
gangene Woche nicht nur gravie-
rende Missstände in Pflegeheimen, 
sondern auch den generell im Tä-
tigkeitsbericht der Volksanwalt-
schaft aufgezeigten groben Perso-
nal- und Ärztemangel.

Verständnis für Beamte
FPÖ-Bundesrat Michael Raml 

sprach sich für ein Modell des Be-
ratens statt Strafens aus. Der Be-
richt sei durch zahlreiche schlim-
me Einzelschicksale geprägt, 
betonte Raml, dennoch könne Ös-

terreich stolz auf seine solide, gute 
Verwaltung sein. „Auch öffentlich 
Bedienstete haben Rechte bei der 
Durchführung schwieriger Dienste, 
deshalb müsse man auch Verständ-

In 83 Prozent der 2016 von der 
Volksanwaltschaft kontrol-

lierten Alten- und Pflegeheimen, 
Krankenhäusern, Psychiatrien 
oder Polizeianhaltezentren wur-
den Defizite aufgedeckt. 

Fo
to

: m
at

rix
ca

re
.c

om

Volksanwaltschaft beklagt Personalmangel in Pflegeheimen.

nis für Maßnahmen der Beamten 
haben, die oftmals im Zuge ih-
res Dienstes nicht nur beschimpft, 
sondern auch physisch angegriffen 
werden“, erklärte Raml.
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Auf Basis des jüngsten Berichts 
des Europäischen Rechnungshofs 
(EuRH) forderte der Bundesrat 
letzte Woche eine verstärkte Kon-

trolle des EU-Haushalts. Dies vor 
dem Hintergrund der steigenden 
Ausgaben Brüssels, die vermehrt 
nicht mehr im offiziellen Bud-
get aufscheinen, sondern in „Sa-
tellitenbudgets“, zu denen der 
EU-Rechnungshof schwere Beden-
ken anmeldete.

Zwar sei die Fehlerquote von 4,4 
Prozent im Jahr 2014 auf 3,1 Pro-
zent im Jahr 2016 gesunken. Aber 
bei einem Budget von 136,4 Mil-
liarden Euro seien das immerhin 
noch 4,1 Milliarden Euro, die ir-
gendwo versickern würden, merkte 
der Bericht des EuRH an.

In der Debatte der Länderkam-

mer stieß der Bericht des Europä-
ischen Rechnungshofs auf unein-
geschränkt positives Echo. Der 
Vorarlberger FPÖ-Bundesrat Chris-
toph Längle plädierte für eine Aus-
dehnung der Prüfungsbefugnisse 
des Europäischen Rechnungshofs 
auf sämtliche ausgelagerten Berei-
che: „Jeder europäische Bürger hat 
das Recht, zu wissen, wohin sein 
Steuergeld fließt.“

In diesem Zusammenhang wies 
der FPÖ-Bundesrat vor allem auf 
die nach wie vor hohe Fehlerquo-
te bei Förderungen für Landwirt-
schafts- und für Asylprojekte in der 
Union hin.

Bundesrat: Mehr Kontrolle des EU-Budgets
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Während die Zahl der Asylwerber aus echten Krisengebieten zu-
rückgeht, steigt sie aus Ländern, in denen es keine Verfolgungs-

gründe gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention gibt. Diese illegalen 
Einwanderer verursachen ungerechtfertigte Kosten im Asylwesen.

Neben der großen Zahl an Asyl-
werbern, die etwa aus Syrien, dem 
Irak oder Afghanistan nach Ös-
terreich kommen, konnte festge-
stellt werden, dass trotz Rückgangs 
der Asylantragszahlen insgesamt 
die Antragszahlen einzelner Her-
kunftsstaaten im Steigen sind oder 
sich auf konstant hohem Niveau 
bewegen. Darunter sind Staaten, 
bei denen keine Verfolgungshand-
lungen im Sinne der Genfer Flücht-
lingskonvention (GFK) oder der 
EU-Status-Richtlinie zu erwarten 
sind.

„Gerade Bürger dieser Her-
kunftsstaaten nutzen die Situation, 
um die geltenden Beschränkun-
gen des Niederlassungs- und Auf-
enthaltsrechts durch eine Asylan-
tragsstellung zu umgehen, obwohl 

die Anerkennungszahlen dieser 
Herkunftsstaaten seit Jahren sehr 
gering sind. Dies zieht eine enor-
me Belastung unseres Asylsystems 
nach sich“, erklärte FPÖ-Innenmi-
nister Herbert Kickl.

Asylwesen entlasten
So kamen aus der Ukraine im 

Vorjahr 484 Asylwerber (fasst ein 
Drittel mehr als 2016), aus Armeni-
en 221 und aus dem westafrikani-
schen Benin 22 (zwei Drittel mehr 
als 2016). Aber alle mit nahezu null 
Anerkennungschancen, wie Kickl 
anmerkte.

Denn in diesen Herkunftsstaaten 
sind weder Folter oder unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung 
oder Strafe, noch Bedrohung infol-
ge willkürlicher Gewalt im Rahmen 

eines internationalen oder inner-
staatlichen bewaffneten Konflikts 
zu befürchten. „Daher werden jetzt 
neben den Westbalkanstaaten – die 
derzeit als EU-Beitrittskandidaten 
auftreten – auch Ghana, Algerien, 
Tunesien, Georgien, Mongolei und 

Drei weitere sichere Herkunftsländer
Für illegale Einwanderer aus der Ukraine, Armenien und Benin entfällt damit das Asylrecht

Innenminister Herbert Kickl entlastet das Asylwesen.

Marokko in den Status als sicheres 
Herkunftsland eingestuft“, beton-
te der FPÖ-Innenminister. Damit 
könnten die Effizienz des Asylsys-
tems und die Ressourcen für jene 
gestärkt werden, die Schutz und 
Hilfe tatsächlich benötigen.
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FPÖ gegen Antisemitismus 
und jeden Extremismus

Meinungsausstausch zu 
Situation in Nahost

Die FPÖ hat vergangenen Diens-
tag in ihrer „Rot-Weiß-Rot Erklä-
rung“ klargestellt, dass sie sowohl 
Extremismus als auch Antisemitis-
mus in jeglicher Form ablehnt. Vor-
gestellt wurde die Erklärung vom 
freiheitlichen Generalsekretär Ha-
rald Vilimsky und den beiden Klub- 
obmännern Walter Rosenkranz und 
Johann Gudenus.

Der FPÖ-Bundesparteivorstand 
hat zudem einstimmig die Einrich-
tung einer Koordinierungsgruppe 
und einer Historikerkommission 
beschlossen.

Die Koordinierungsgruppe, der 
FPÖ-Ehrenobmann Hilmar Kabas, 
die Wiener Stadträtin Ursula Sten-
zel, die Dritte Nationalratspräsi-
dentin Anneliese Kitzmüller, der 
Abgeordnete Harald Stefan, Klub-
direktor Norbert Nemeth, der His-
toriker und FPÖ-Vorarlberg-Ob-
mann Reinhard Bösch sowie der 
ehemalige EU-Mandatar Andreas 
Mölzer angehören, soll tagen, wenn 
die FPÖ oder ein Mandatar mit ex-
tremistischen Vorwürfen konfron-
tiert wird. Sie soll dem Vorfall ent-

sprechend agieren, aufklären und 
Empfehlungen abgeben.

Die Historikergruppe wieder-
um soll wissenschaftlich die Ge-
schichte der FPÖ aufarbeiten. Als 
Vorsitzender wurde der ehemalige 
Dritte Präsident des Nationalrates 
und Verfassungshistoriker Wilhelm 
Brauneder nominiert. Brauneder 
werde ein Kernteam zusammen-
stellen, in dem auch Wissenschaft-
ler eingebunden sein sollen, die der 
FPÖ kritisch gegenüberstehen, er-
klärte Vilimsky: „Es wird ein brei-
ter Prozess der Aufarbeitung sein, 
ein erster Zwischenbericht der His-
torikergruppe ist für Oktober 2018 
geplant.“

Der geschäftsführende FPÖ- 
Klubobmann Johann Gudenus 
empfing zusammen mit Außen-
ministerin Karin Kneissl vergan-
genen Dienstag den israelischen 
Abgeordneten der Regierungs-
partei Likud, Yehuda Glick.

Das Treffen mit dem israeli-
schen Politiker sei „ein einander 
Kennenlernen“ gewesen, sagte 
die Außenministerin. Sie hätten 
„über verschiedenste Aspekte im 

Nahen Osten und insbesondere 
in Israel gesprochen, auch über 
‚alte Territorialfragen‘“. Die 
derzeitigen diplomatischen Be-
ziehungen zwischen Österreich 
und Israel kommentierte Glick 
mit Unverständnis: „Eine sehr 
absurde Situation, der Botschaf-
ter Österreichs in Israel kann 
alle unsere Minister treffen, aber 
seine Chefin wird von offizieller 
Seite boykottiert.“
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Vilimsky präsentierte Erklärung.
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EU-Kommissionschef Juncker will
wieder kräftig in die Pedale treten
Bis 2025 sollen die sechs Westbalkanstaaten Mitglieder der Europäischen Union sein

EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker will Albanien, 
Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Mazedonien, Montenegro und 

Serbien bis zum Jahr 2015 in die Union holen. Dieses „Ermunterungs-
datum“ nannte der ehrgeizige EU-Chef letzte Woche bei der Präsen-
tation eines neuen Strategiepapiers der EU-Kommission.

Europa ist wie ein Fahrrad. Hält 
man es an, fällt es um.“ Dieser be-
rühmte Spruch des ersten europä-
ischen Kommissionspräsidenten 
Walter Hallstein kommt einem im-
mer dann in den Sinn, wenn Brüs-
sel nach neuen Kompetenzen oder 
neuen Mitgliedern giert.

Das große Problem bei dem jetzt 
eröffneten Sisyphus-Projekt ist, 
dass diese sechs Länder unterei-
nander oder mit einem EU-Staat 
im Streit liegen. Etwa der Konflikt 
zwischen Serbien und dem noch 
nicht einmal von allen EU-Staa-
ten anerkannten Kosovo, oder der 
Namensstreit zwischen Griechen-
land und der ehemaligen jugosla-
wischen Teilrepublik Mazedonien.

Ungelöste politische Konflikte
Aber diese Konflikte sind Brüs-

sel bekannt, kritisieren doch selbst 
die Autoren des Berichtes nicht 
wettbewerbsfähige Wirtschaften, 
Korruption und ungelöste zwi-
schenstaatliche Konflikte.

Das Datum diene lediglich dazu, 
die Länder zu ermutigen, „sich 
konsequent auf den Weg zu ma-

chen“, versuchte Juncker die Nen-
nung von 2025 zu verteidigen. 
Aber angesichts der übereilten 
Aufnahme Bulgariens und Rumä-
niens 2007 kommen Zweifel auf.

Denn diese Vorgangsweise Brüs-
sels hat den beiden Ländern am 
meisten geschadet, vor allem durch 
die Massenauswanderung der bes-
ten Arbeitskräfte. Bulgarien hat 

Seit fast 19 Jahren versuchen KFOR-Truppen und die Übergangsverwal-
tungsmission der UNO im Kosovo Rechtsstaatlichkeit herzustellen.

Die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini mit den „Problemkindern“ Europas, den Staats- und Regierungschefs der sechs Westbalkanstaaten, 
die bis 2025 vollwertige EU-Mitglieder werden sollen. Eine wahre Sisyphus-Aufgabe für Erweiterungskommissar Johannes Hahn (4.v.r.).
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Türkei kassiert Milliarden 
und schickt Einwanderer

Das Abkommen zwischen der 
Türkei und der EU über die Rück-
nahme von in Griechenland aufge-
griffenen illegalen Einwanderern in 
die Türkei und die dafür vorgesehe-
ne Übernahme von Syrien-Flücht-
lingen durch die EU funktioniert 
nicht.

Laut einem Bericht der 
„Bild“-Zeitung von Mitte Jänner 
sollen im vergangenen Jahr le-
diglich knapp 700 Flüchtlinge in 
die Türkei zurückgeschickt wor-
den sein, während gleichzeitig fast 
40.000 Flüchtlinge über die Türkei 
nach Griechenland kamen oder in 
EU-Mitgliedstaaten umgesiedelt 
worden sein. „Bild“ berief sich auf 
Zahlen aus der EU-Kommission.

Maria Stavropoulou, die Ex-Lei-
terin der – als chaotisch organisiert 
geltenden – griechischen Asylbe-
hörde, erklärte in einem Interview 
mit der griechischen Tageszei-
tung „Kathimerini“, dass zwischen 
März 2016 und November 2017 
rund 2.000 Syrer in die Türkei zu-
rückgebracht, im Gegenzug aber 

rund 12.000 Syrer aus der Türkei 
in die EU gebracht worden seien.

Aber auch nach diesen Zahlen 
schickt die Türkei sechsmal so 
viele Syrer nach Europa, als sie 
zurücknimmt. Mit anderen Wor-
ten: Der türkische Staatspräsident 
Recep Tayyip Erdogan hat die 
deutsche Kanzlerin Angela Merkel, 
die die treibende Kraft zu diesem 
Abkommen in der EU war, einmal 
mehr hinters Licht geführt: Er kas-
siert Milliarden für Flüchtlinge, die 
er dann in die EU schickt.

Erdogan hat Merkel reingelegt.

Noch sind es 15 Monate bis 
zu den nächsten EU-Wahlen im 
Mai 2019. Doch der Poker um 
Posten und Macht in der EU ist 
bereits eröffnet. Nächste Woche 
geht es beim EU-Gipfel unter 
anderem um das sogenannte 
Spitzenkandidaten-Modell: Die 
politische Gruppe, die bei den 
EU-Wahlen die meisten Stim-
men bekommt, stellt mit ihrem 
Spitzenkandidaten auch den 
mächtigen EU-Kommissionsprä-
sidenten. Das wurde erstmals bei 
den letzten EU-Wahlen 2014 so 
gemacht.
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

EU-Kommission:
Kleiner ist feiner

Nur ist diese Vorgangsweise 
in den EU-Verträgen nirgends 
vorgesehen und suggeriert den 
Wählern, dass die Kommission 
so etwas wie eine Regierung sei.

Apropos Kommission: Sehr 
wohl vorgesehen – und zwar in 
Artikel 17 der EU-Verträge – 
wäre eine Verkleinerung dieses 
Organs. Es besteht derzeit aus 
dem Kommissionspräsidenten 
und 27 Kommissaren. Jedes Mit-
gliedsland stellt einen Kommis-
sar. Wobei manche sich zu Recht 
fragen, ob es wirklich 27 sinnvol-
le Aufgabenfelder gibt. Bei der 
nächsten Erweiterung (Stichwort 
Westbalkan) würde die Kommis-
sion noch weiter aufgeblasen.

In den EU-Verträgen wäre ab 
2014 eine Verkleinerung auf zwei 
Drittel der Zahl der Mitglieds-
staaten vorgesehen, was aber 
nicht passiert ist. Das wäre aber 
im Sinne von Sparsamkeit und 
Subsidiarität längst angebracht. 
Und es wäre endlich das umzu-
setzen, was auch in den EU-Ver-
trägen steht.

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Laut dem Bericht der Internationalen Or-
ganisation für Migration (IOM) sind seit 
Beginn des Jahres 2018 mehr als 52.000 
afghanische Flüchtlinge aus den beiden 
Nachbarländern Iran und Pakistan nach Af-
ghanistan zurückgekehrt, da sie keine ord-
nungsgemäßen Registrierungsdokumente 
vorweisen konnten. 2.160 Afghanen kehrten 
dem Bericht zufolge aus Pakistan und knapp 
50.000 aus dem Iran in ihre Heimat zurück. 
Die Internationale Organisation für Migrati-
on bestätigte, dass die Rückkehr der von diesen beiden Staaten abgelehn-
ten afghanischen Asylwerber freiwillig erfolgte.

Dass NGOs bei ihren Hilfseinsätzen nicht 
ganz so selbstlos agieren, wie sie gerne vor-
geben, ist nun bei der vermeintlichen Vorzei-
gehilfsorganisation „Oxfam“ ans Tageslicht 
geraten. Oxfam-Mitarbeiter sollen während 
ihres Einsatzes im Tschad 2006 wiederholt 
Prostituierte in ihr Quartier eingeladen und 
auch bei ihrem Einsatz nach dem verheeren-
den Erdbeben in Haiti 2010 Sexorgien mit 
Prostituierten veranstaltet haben. Brüssel 
hatte deren Arbeit in Haiti 2011 mit 1,7 Mil-
lionen Euro unterstützt. Jetzt ist die britische 

Vizechefin der Hilfsorganisation, Penny Lawrence, zurückgetreten: Sie 
übernehme die „volle Verantwortung“ für das Verhalten der Mitarbeitern.

Sexpartys bei Hilfseinsatz

Rückkehr nach Afghanistan
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EU-Kommissionschef Juncker will
wieder kräftig in die Pedale treten
Bis 2025 sollen die sechs Westbalkanstaaten Mitglieder der Europäischen Union sein

heute rund eine Million weniger 
Einwohner als 2007, Rumänien hat 
seit 1992 sogar mehr als zwei Mil-
lionen Einwohner „verloren“.

Sicherheitsprobleme
Als Gründe für einen möglichst 

schnellen EU-Beitritt der Bal-
kan-Länder nannte die EU-Außen-
beauftragte Federica Mogherini 
sicherheitspolitische und wirt-
schaftliche Interessen: „Wenn es 
in einem dieser Länder ein Sicher-
heitsproblem gibt, dann ist das au-
tomatisch auch ein Sicherheitspro-
blem für die EU.“

Seit fast 19 Jahren versuchen KFOR-Truppen und die Übergangsverwal-
tungsmission der UNO im Kosovo Rechtsstaatlichkeit herzustellen.

Die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini mit den „Problemkindern“ Europas, den Staats- und Regierungschefs der sechs Westbalkanstaaten, 
die bis 2025 vollwertige EU-Mitglieder werden sollen. Eine wahre Sisyphus-Aufgabe für Erweiterungskommissar Johannes Hahn (4.v.r.).
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Aber diese Probleme wie Isla-
mismus oder organisierte Krimi-
nalität hat die EU schon längst im-
portiert, ohne dass diesen Ländern 
damit geholfen wurde.

Auch das wirtschaftliche Lock-
mittel mit dem „interessanten po-
tentiellen Markt“ mit rund 18 
Millionen Menschen ist ein verwe-
genes. Denn diesen Sprung hätten 
europäische Unternehmen schon 
längst gemacht, gäbe es nicht Kor-
ruption und fehlende Rechtssicher-
heit in diesen Ländern.

Wenig Fortschritte bisher
Fleißig investiert hat bisher Brüs-

sel. Allein für 2018 sind bereits 1,07 
Milliarden Euro an sogenannten 
Heranführungshilfen vorgesehen – 
zusätzlich zu den knapp neun Mil-
liarden Euro, die für den Zeitraum 
2007-2017 bereitgestellt wurden.

Die EU-Beitrittsverhandlungen 
sind in 35 Themenbereiche un-
terteilt. Die mit Abstand größten 
Fortschritte hat in den vergange-
nen Jahren Montenegro erzielt. Der 
Kleinstaat an der Adria verhandelt 
seit 2012 mit der EU über 27 Ka-
pitel, drei konnten bereits vorläu-
fig abgeschlossen werden. Serbi-
en, der größte Beitrittskandidat, 
kommt seit 2014 auf zwölf geöff-
nete Kapitel, von denen zwei be-
reits vorläufig geschlossen sind.
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Irak fehlen 100 Milliarden 
Dollar beim Wiederaufbau

Nach der Erklärung des Sieges 
über die Terrormiliz „Islamischer 
Staat“ hofft der vom Krieg zerstör-
te Irak, Milliarden von Dollar von 
privaten Investoren und Gebern für 
den Wiederaufbau zu gewinnen.

Das Land leidet noch immer un-
ter den Folgen des IS, der Teile sei-
nes Territoriums in Trümmern ge-
legt und Millionen von Menschen 
vertrieben hat.

Der Irak ist zwar reich an Roh-
stoffen, aber die Öl-, Strom- und 
Fertigungsinfrastruktur sowie die 
Grundversorgung mit Wasser müs-
sen dringend überholt und oder ge-
neralsaniert werden.

„Der Irak muss 100 Milliarden 
Dollar für den Wiederaufbau auf-
bringen“, legte Premierminister 
Haider Al Abadi auf dem Weltwirt-
schaftsforum in Davos eine erste 
Kostenschätzung vor. Da dies nicht 
aus dem Budget finanzierbar ist, 
will man ausländische Investitio-
nen ins Land holen.

Für die ist vor allem lukrativ, 
dass der Irak auf gewaltigen Rohöl-

reserven, die auf 153 Milliarden 
Barrel beziffert werden, sitzt. Aber 
der jahrelange Kriegszustand hat 
die Öleinnahmen geschmälert.

Zudem leben noch immer rund 
2,6 Millionen Vertriebene im ei-
genen Land, so die Internationale 
Organisation für Migration (IOM). 
„Es gibt enorme Zerstörungen 
und einen enormen Bedarf, Un-
terstützung zu mobilisieren“, hofft 
auch Erfan Ali, Irak-Vertreter des 
UNO-Programms für Siedlungen, 
auf rasche Wiederaufbauhilfe.

Irak sucht dringend Investoren.
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selbst die Finger schmutzig ma-
chen, auch ihren Zweck erreichen.

Karl Blumauer, Krieglach

Zahlen für Illegale? 
Ein betrunkener 38-jähriger, ob-

dachloser Mongole fällt in Wien im 
Rausch vor die U-Bahn. Die meis-
ten Zeitungen haben die Herkunft 
des guten Mannes nicht erwähnt. 
Wer bezahlt jetzt die Spitalskosten 
für den Mann? Wird er auf unse-
re Kosten noch auf Kur geschickt? 
Der Illegale gehört nach Erstver-
sorgung sofort abgeschoben – oder 
wollen uns die linken Weltverbesse-
rer einreden, daß der einmal unse-
re Pensionen bezahlen wird? Wenn 
ihn die Wiener Politiker weiter bei 
uns haben wollen, dann sollen sie 
ihn bei sich zu Hause aufnehmen 
und sämtliche Kosten für ihn über-
nehmen. Ich sehe nicht ein, daß 
mein Steuergeld für Illegale ver-
wendet wird.

Stephan Pestitschek, Strasshof

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
Von der Demo zum Ball

Wie jedes Jahr am Donnerstag 
vor dem Faschingsende fand der 
Ball der Bälle statt, der Opernball. 
Die genervten ORF-Zwangsgebüh-
renzahler durften das Spektakel auf 
„ihrem Sender“ mitverfolgen. Ha, 
und dann tauchte der Bundesprä-
sident Alexander Van der Bellen 
mit seiner Ehefrau auf. Jener Frau 
Schmidauer, die nach diverser In-
formationen im Verdacht steht, in 
der Vergangenheit bei den damals 
noch gewalttätigen Opernball-De-
monstrationen aktiv dabei gewesen 
zu sein. Upps, zumindest kann man 
das im Internet nachlesen.

Dagmar Leitner, Lieboch

Rotfunk statt Staatsfunk 
Jetzt ist sie wieder aktueller 

denn je, die Debatte rund um die 
ORF-Gebühren. Nicht nur, weil 
sie viel zu hoch sind, obwohl der 
Staatsfunk nebenbei auch Werbe-
millionen scheffelt. Aber mit qua-
litativ hochwertigen Eigenproduk-
tionen glänzt der ORF wirklich Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

nicht. Und schon gar nicht, wenn 
es um seriöse Berichterstattung 
geht. Während man den „Lie-
derbuchskandal“ rund um den 
FPÖ-Spitzenkandidaten leiden-
schaftlich ausschlachtete, wurden 
die Vergehen von SPÖ-Politikern 
vergleichsweise widerwillig am 
Rande kurz erwähnt. Und jetzt wird 
dem Tiroler FPÖ-Spitzenkandida-
ten Markus Abzwerger vorgewor-
fen, auf einen antisemitischen Sa-
ger eines Mannes nur wohlwollend 
genickt zu haben. Der ORF fand 
es seriös, den Protest von Abzwer-
ger einfach wegzuschneiden. Wird 
schon niemand merken und der 
SPÖ helfen, oder?

Christian Stafflinger, Linz

Wem nützt das?
Neue Mißbrauchsfälle im Sport, 

auch Jahrzehnte zurückliegend? 
Das Auffallendste an diesen An-
schuldigungen ist der Zeitpunkt, 
nämlich knapp vor Beginn der 
olympischen Winterspiele, obwohl 
unendlich viel Zeit dafür vorhan-
den war. Ist diesen Anklägerinnen, 
die selbst einst Spitzensportler wa-
ren, überhaupt klar, dass sie mit 
diesem Zeitpunkt der Veröffentli-
chung Unruhe im jetzigen Team 
der Sportler bringen werden? Aber 
vielleicht wurden sie im Hinter-
grund von Leuten dazu animiert, 
denen die Leistungen unserer 
Sportler immer schon ein Dorn im 
Auge waren und somit, ohne sich 
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Die FPÖ Landstraße lädt am 
Mittwoch, dem 21. Februar 2018, 
zu ihrem Stammtisch ins Bezirks-
parteilokal (Am Modenapark 8-9, 
1030 Wien). Referentin: Abgeord-
nete Jessi Lintl berichtet über „Ak-
tuelles aus dem Nationalrat“. Be-
ginn: 19.30 Uhr.

Die FPÖ Landstraße lädt am 
Donnerstag, dem 22. Februar 2018, 
zu ihrem „Bürgerstammtisch“ 
ins Gasthaus „Nepomuk“ (Trost-
straße 60, 1100 Wien). Referent: 
FPÖ-Mediensprecher im Parla-
mentsklub Hans-Jörg Jenewein be-
richtet zur Medienpolitik der FPÖ. 
Beginn: 18.30 Uhr.

Die FPÖ Rudolfsheim-Fünfhaus 
lädt am Mittwoch, dem 21. Febru-
ar 2018, zu ihrem „Bürgerstamm-
tisch“ in die Pizzeria „Ramazot-
ti“ (Meiselstraße 13, 1150 Wien). 
Referent ist der neubestellte Lan-
desparteisekretär der FPÖ-Wien, 
Landtagsabgeordneter Michael 
Stumpf. Beginn: 19.00 Uhr.

Die oberösterreichische 
FPÖ-Ortsgruppe St. Aegidi lädt am 
Samstag, dem 24. Februar 2018, 
zu ihrem alljährlichen „Preis-
schnapsturnier“ ins Gasthaus „Kir-
chenwirt“ (4725 St. Aegidi 1). 
Beginn: 19.00 Uhr. Anmeldungs-
möglichkeit zur Teilnahme besteht 
ab 18.00 Uhr.

Die FPÖ Simmering lädt am 
Dienstag, dem 20. Februar 2018, 
zu ihrem Seniorenstammtisch ins 
Gasthaus „Auszeitstüberl“ (Grill-
gasse 20, 1110 Wien). Referentin: 
FPÖ-Bezirksvorsteherstellvertre-
terin Katharina Krammer. Beginn: 
15.00 Uhr.

Stammtisch der 
FPÖ Landstraße

Bürgerstammtisch 
der FPÖ Favoriten

Bürgerstammtisch 
im 15. Bezirk

Preisschnapsen der 
FPÖ-St.Aegidi

Seniorenstamm-
tisch in Simmering

21

22

21

24

20

FEBRUAR

FEBRUAR

FEBRUAR

FEBRUAR

FEBRUAR
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SPÖ-Wien und ihre „Privat-Investoren“
Die Stadt Wien, oder die SPÖ 

Wien, hat sich mit „Heumarkt-In-
vestor“ Michael Tojner nicht nur 
ein Problem mit der UNESCO ein-
gehandelt, sondern bei dem Ver-
kauf von 3.000 Sozialwohnungen 
jetzt auch noch welche mit dem 
Wirtschaftsministerium.

Über den Kauf der gemeinnüt-
zigen „Wohnbauvereinigung der 
Gewerkschaft öffentlicher Dienst“ 
(WBV-GÖD) gelangte ein Schwei-
zer Investor an 3.000 mit Steuergeld 
geförderte Sozialwohnungen um 
insgesamt sechs Millionen Euro. 
Der „Österreichische Verband ge-
meinnütziger Bauvereinigungen“ 
(GBV), der als Revisionsverband 
auch Prüforgan ist, kritisierte das 
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Nepp kritisiert die „Privatisierung“ 
des sozialen Wohnbaus in Wien.

Geschäft lautstark, das Ministeri-
um fordert die Rückabwickelung, 
da das Ressort von Wiens Wohn-
baustadtrat Michael Ludwig an-
scheinend geschlampt habe. 

Dazu soll auch noch Ludwigs 
Amtsvorgänger, Rudolf Schicker, 
der als Aufsichtsrat in der WBV-
GÖD fungiert, helfen, dass der 
Schweizer Investor nach einer In-
tervention Tojners  auch noch 
Wohnbauförderungsmittel erhält.

„Wenn dem künftigen Bürger-
meister Michael Ludwig 3.000 So-
zialwohnungen nichts bedeuten, 
dann ist letztlich auch der gesam-
te Gemeindebau in akuter Gefahr“, 
beemerkte dazu Wiens FPÖ-Vize-
bürgermeister Dominik Nepp.

173-seitige Anklage zum 
Versagen der SPÖ-Wien
Rechnungshofbericht zum Krankenhaus Nord: Planlose Bauherren

Auf 173 Seiten fällen die 
RH-Prüfer, die aufgrund einer 
FPÖ-Initiative aktiv wurden, ein 
vernichtendes Urteil über die 
Großbaustelle Krankenhaus Nord 
in Wien-Floridsdorf. Und das trifft 
insbesondere den Bauherren, den 
Krankenanstaltenverbund (KAV).

Denn der habe „keine stabile, 
durchgängige Projektorganisati-
on gewährleisten“ können, da ihm 
die Ressourcen zur Wahrnehmung 
der Bauherrenfunktion fehlten und 
er Projektmanagement-Leistungen 
zunehmend an externe Auftragneh-
mer ausgelagert habe. Und selbst 
dann fehlte dem KAV „ausreichend 

internes Know-how, um seine Inte-
ressen selbst durchsetzen“ und die 
Bauausführung innerhalb der Kos-
ten- und Terminvorgaben abzuwi-
ckeln zu können.

FPÖ fordert Konsequenzen
„Die beiden zuständigen 

SPÖ-Stadträtinnen Sandra Frau-
enberger und Sonja Wehsely ha-
ben dabei auf allen Ebenen versagt, 
im großen Stil wurde hier Steuer-

Der nun vorliegende Roh-
bericht des Rechungshofes 

(RH) bestätigt die schlimmsten 
Befürchtungen der Freiheitli-
chen. Die FPÖ fordert ganz klare 
Konsequenzen, auch strafrechtli-
che, gegen die Verantwortlichen 
in der Wiener SPÖ. 

Nach dem AKH-Skandal jetzt das Krankenhaus-Nord-Desaster.

geld verschleudert“, kritisierte der 
geschäftsführende FPÖ-Klubob-
mann Johann Gudenus. Erstes Ziel 
der Freiheitlichen sei es nun, allen 
Ursachen des Bauskandals auf den 
Grund zu gehen und in weiterer 
Folge die Entscheidungsträger zur 
Verantwortung zu ziehen, kündig-
te Wiens FPÖ-Vizebürgermeister 
Dominik Nepp an: „Dieses Desas-
ter muss politische Konsequenzen 
nach sich ziehen!“
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„Was ist denn nur mit meiner 
Oma los?“ fragt seit Monaten 
ein Bub im Fernsehen. Das geht 
mir zwar auf die Nerven, aber 
der ORF verdient dran, und ob 
die Leut’ deshalb mehr von der 
gepriesenen Salbe kaufen, ist mir 
wurscht.

Aber es kommt viel Geld in die 
ORF-Kassa, und der Herr Wra-
betz könnte zufrieden sein. Er 
redet gern vom Sparen, und man 
sieht ja, wie gespart wird. Ganz-
seitige Inserate für die Übertra-
gung des Opernballs bezeugen 
das, es hätte ja sonst niemand 
Opernball geschaut... Das Geld 
für so ein unnötiges Inserat hätt’ 
ich gern. 

Auch die Marie für die Co-Mo-
deratoren bei Skiübertragungen 
wär’ mir recht, allerdings wüsste 
ich dann nicht, dass der Hirscher 
viel Zeit im Steilhang mitgenom-
men hat und dass die Körper-
sprache der Lindsey Vonn bei der 
Zwischenzeit großartig war. 

Mein Pizza-Wirt in der 
Marc-Aurel-Straße hat deshalb 
im Einvernehmen mit seinen Gäs-
ten den Weltcup-Ton abgedreht. 
Und abdrehen sollte man auch 
die Gebühren-Gier des ORF. Die 
gar nicht so üblen Privaten finan-
zieren sich ja auch via Reklame. 
Denn hörte man zu werben auf, 
hätt’ ma schnell den Scherben auf.

Die Küniglberger aber möchten 
gern auf einem goldenen Topferl 
sitzen.

Ungebührlich

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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Bereits am 
10. Februar 
verteilte die 
Traiskirchner 
FPÖ, angeführt 
von Stadtrat 
Anton Lojows-
ki und Klubob-
mann Reinhard 
Langthaler (Bild), verfrühte Valen-
tinstagsgrüsse an die Traiskirchner-
innen. Der jährliche Valentinstags-
gruß ist seit Jahren ein Fixpunkt in 
Traiskirchen, um mit den Bürgern 
ins Gespräch zu kommen.

Die freiheitliche Frauenspreche-
rin im Vorarlberger Landtag, Nico-
le Hosp, begrüßte die angekündigte 
Strafrechtsreform der türkis-blauen 
Bundesregierung im Bereich von 
Sexualdelikten: „Es kann nicht 
genügend restriktive Maßnah-
men geben, um Gewalt, sexuellen 
Missbrauch und Misshandlungen 
von Frauen und Kindern zu ver-
hindern.“ Zusätzlich sollte eine 
ausreichende Finanzierung für 
Opferschutzmaßnahmen und Pro-
gramme, die zum Schutz der Frau-
en vor jeglicher Form von Gewalt 
beitragen, gesichert werden.

Positive Reform

SALZBURG

NIEDERÖSTERREICH

Blumige Gespräche

Nachdem die FPÖ Kritik am 
zahnlosen Fairnessabkommen 
zur Landtagswahl geübt und auf 
fehlende Sanktionen bei Zuwider-
handlung hingewiesen hat, wurde 
das Abkommen nachgeschärft. 
„Ein Fairnessabkommen sollte kein 
mediatisiertes Politikum, sondern 
das Papier, auf dem es steht, auch 
wert sein. Da unsere Forderungen 
nun weitestgehend berücksichtigt 
und Sanktionen vorgesehen sind, 
werden wir unsere Unterschrift 
auch nicht verweigern“, erklärte 
FPÖ-Landesparteiobfrau Marlene 
Svazek. Mit Blick auf bisherige 
Wahlkämpfe – insbesondere auf 
den Nationalratswahlkampf im 
vergangenen Jahr – äußerte Svazek 
die Hoffnung, dass Plakat-Vanda-
lismus und Schmutzkübel-Kam-
pagnen den Salzburgern diesmal 
erspart bleiben könnten.

FPÖ-Kritik wirkte

Nach erfolgreicher zweijähriger 
Budgetsanierung konnte der Wel-
ser FPÖ-Bürgermeister Andreas 
Rabl für heuer ein umfangreiches 
Investitionsprogramm vorstellen: 
„Aufgrund der schwierigen Bud-
getlage kam es zu einem Rückstau 
bei Investitionen in die Infrastruk-
tur. Ziel im Jahr 2018 ist daher, 
diese zu beheben und Impulse für 
die Weiterentwicklung der Stadt 
als gefragten Wirtschaftsstandort, 
wo man sicher und leistbar lebt.“ 
Neben den bereits budgetierten In-
vestitionen sollen wegen der guten 
Wirtschaftsentwicklung weitere 
Projekte vorbereitet werden.

Andreas Rabl

OBERÖSTERREICH

Nach Sanierung 
jetzt Investitionen

VORARLBERG

KÄRNTEN
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Verteidigungsminister Mario 
Kunasek versprach zur Auf-

rechterhaltung der Landesver-
teidigung einen Ausbau der Hee-
res-Infrastruktur in Kärnten.

Alleine in Kärnten sollen in den 
nächsten zwei Jahren rund zehn 
Millionen Euro in die Erhaltung, 
Sanierung und Verbesserung der 
bestehenden Kasernen-Infrastruk-
tur investiert werden, kündigte der 
FPÖ-Verteidigungsminister bei 
seinem Kärntenbesuch vergangene 
Woche an. So ewta das Projekt ei-
nes Neubaues der Henselkaserne in 
Villach.

Heer bleibt in Kärnten aktiv
Kärntens FPÖ-Chef und Spit-

zenkandidat für die Landtagswahl 
am 4. März, Gernot Darmann, be-
tonte, dass das Bundesheer schon 
in der Vergangenheit bei Naturka-
tastrophen ein verlässlicher Part-
ner Kärntens gewesen sei – und 

dass dies auch in Zukunft so blei-
ben werde. „Die Kärntner haben 
bei der Volksbefragung 2013 da-
her auch quasi als Dank dafür zu 
fast zwei Dritteln für den Erhalt der 
Wehrpflicht gestimmt“, erinnerte 
der FPÖ-Obmann.

In Zusammenarbeit von Polizei 
und Bundesheer wurden im Vorjahr 
2.130 illegal nach Österreich ein-
gereiste Personen aufgegriffen und 
weitere 2.284 unberechtigte Perso-
nen konnten, aus Italien kommend, 
an der Einreise gehindert werden.

Einsatz des Bundesheeres beim
Grenzschutz ist unerlässlich 
2017 wurden an Kärntens Grenzen 4.414 Illegale aufgegriffen

Der Tiroler FPÖ-Obmann Mar-
kus Abwerzger zeigte sich ver-
wudnert, dass sich das ORF-Lan-
desstudio Tirol bezüglich des 
manipulierten Wahlkampfbeitra-
ges (Siehe Seite 13) noch immer zu 
keiner offiziellen Entschuldigung 
habe aufraffen können. „Nach dem 
skandalösen Beitrag am Freitag 

hat die Chefredakteurin des ORF 
Tirol bis heute weder Einsicht ge-
zeigt, noch irgendeine Form der 
Entschuldigung gefunden. Auch 
die angebliche ‚Klarstellung‘ am 
Samstagabend im ORF-Tirol war 
zusätzlich missverständlich und 
manipulativ“, kritisiert Abwerzger.

Einzig positiv zu beurteilen sei, 
dass die für den skandalösen Bei-
trag verantwortliche Redakteurin 
auf Druck der ORF-Generaldirek-
tion von der Moderation der „Ele-
fantenrunde“ abgezogen wurde. 
„Wenn der ORF-Tirol glaubt, dass 
für uns Freiheitliche die Sache da-
mit erledigt ist, dann hat er sich 
getäuscht. Konsequenzen für die 
Chefredakteurin sind aufgrund ih-
res mangelnden Schuldbewusst-
seins unabdingbar“, betont Ab-
werzger.

Er forderte auch eine klare Stel-
lungnahme vom Tiroler ÖVP-Lan-
deshauptmann Günther Platter 
dazu: „Allgemeine Plattitüden sind 
hier eindeutig zu wenig.“

Abwerzger empört über die 
Nicht-Reaktion des ORF.

Keine Einsicht beim ORF
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Bekenntnis zu Heer und zu Kärnten: Kunasek (l.) und Darmann.
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Grenzkontrollen weiter 
aufrechterhalten!
FPÖ will eine Fortsetzung der im April auslaufenden Grenzkontrollen

Derzeit führen Exekutive und 
Bundesheer an der Grenze zu Un-
garn und zur Slowakei Fahrzeug- 
und Personenkontrollen durch. 
Wenn es nach dem Willen der EU 
gehen sollte, müssten diese Sicher-
heitsmaßnahmen Ende November 
eingestellt werden. Das allerdings 
will FPÖ-Landeshauptmannstell-
vertreter Johann Tschürtz so kei-
nesfalls hinnehmen.

„Ich bin dafür, dass diese Grenz-
kontrollen auch über den Novem-
ber hinaus aufrechterhalten wer-
den“, betonte der freiheitliche 
Landeshauptmannstellvertreter, 
denn „Sicherheit ist eine staatliche 
Kernkompetenz, die wir Freiheitli-
chen ernst nehmen“.

Grenzschutz – so lange wie nötig
Dazu wisse er Innenminister 

Herbert Kickl ganz auf seiner Li-
nie, sagte der FPÖ-Landesvize. 
Solange ein echter Schutz an der 
Schengen-Außengrenze nicht ge-
geben sei, müsse Österreich selbst 
streng kontrollieren, wer ein- und 

Im November laufen die Fahr-
zeug- und Personenkontrol-

len an den Grenzübergängen zu 
Slowakei und Ungarn aus. FPÖ-
Chef Tschürtz will Beibehaltung.

ausreise, begründete der burgen-
ländische FPÖ-Landesparteichef 
seine Forderung, hinter der auch 
die burgenländische Landesre-
gierng stehe.

Tschürtz verwies auch darauf, 
dass er bei dieser Forderung auch 
die Burgenländer hinter sich wisse: 
„Dass das Burgenland das sicherste 
Bundesland Österreichs geworden 
ist, ist nicht zuletzt auf die Kont-
rollen von Heer und Polizei an den 
Grenzen zurückzuführen. Das hat 
sich auch bei den kriminellen Ele-
menten in Ost- und Südosteuropa 
herumgesprochen. Und das soll so 
bleiben!“
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Das Thema Sicherheit steht 
bei der burgenländischen Lan-
desregierung nach den Erfahrun-
gen aus dem Herbst 2015 hoch 
im Kurs. Wir haben mit unseren 
Maßnahmen das Burgenland in 
den letzten beiden Jahren zum si-
chersten Bundesland Österreichs 
gemacht.

Bei unserer letztwöchigen 
Klausur standen das Auslaufen 
der von der EU genehmigten 
Grenzkontrollen, die Novellie-
rung des Landespolizeistrafgeset-
zes und des Feuerwehrgesetzes 
im Mittelpunkt.

Die beiden letzteren Gesetzes-
materien sind schon sehr weit ge-
diehen, und im Februar wird sich 
dazu auch der Landessicherheits-
rat konstituieren. Dieser soll sich 
regelmäßig mit den Blaulichtor-
ganisationen und dem Militär-
kommando abstimmen und so die 
Landesregierung in strategischen 
Sicherheitsfragen unterstützen.

Auch das von uns Freiheitli-
chen initiierte Projekt der „Si-
cherheitspartner“ wird fortge-
setzt, deren soziale Kompetenz 
wird sogar noch verstärkt.

Bezüglich der im November 
auslaufenden Grenzkontrollen 
werden wir im Landtag mit un-
serem Koalitionspartner SPÖ 
gemeinsam eine Resolution an 
die Bundesregierung und an das 
Europaparlament verabschieden, 
in der diese aufgefordert werden, 
dass eine Sicherung der österrei-
chischen Außengrenzen so lange 
stattzufinden hat, so lange die 
EU-Außengrenzen nicht ordent-
lich geschützt werden.

Es ist eine staatliche Kernkom-
petenz, für die Sicherheit seiner 
Staatsbürger zu sorgen. Wir Frei-
heitlichen sind der Garant dafür, 
dass das auch umgesetzt wird.

Sicherheit geht vor

Johann Tschürtz
FPÖ-Landesparteiobmann Burgenland
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Die Freiheitlichen stellten vergan-
gene Woche bei einer Pressekonfe-
renz acht Anträge zur Verbesserung 
der Prüfmechanismen zwischen 
Landes- und Gemeindeebene vor. In 
der Landtagssitzung am vergange-
nen Mittwoch wurden alle FPÖ-In-
itiativen von den Koalitionsparteien 
SPÖ und ÖVP abgelehnt.

Statt die Forderungen des Frei-
heitlichen Landtagsklubs zu unter-
stützen, brachten Rot und Schwarz 
gestern einen nahezu wortgleichen 
Entschließungsantrag ein. „Es ist 
schlichtweg peinlich, dass die bei-

den Regierungsfraktionen nicht 
über ihren Schatten springen konn-
ten, die freiheitlichen Initiativen 
ablehnten und eine überflüssige 
Abschreibübung in Kauf nahmen, 
nur um nicht den Freiheitlichen 
Recht geben zu müssen“, wun-
dert sich FPÖ-Klubobmann Stefan 
Hermann. Diesen beiden Parteien 
gehe es, im Gegensatz zur FPÖ, 
nicht um Sachpolitik. Denn die 
Freiheitlichen haben den – zwar 
abgeschriebenen – schwarz-roten 
Antrag unterstützt, da er Verbesse-
rungen nach sich ziehen werde.

Reine Abschreibe-Übung
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Hermann: „Schön, dass SPÖ und 
ÖVP unseren Antrag kopierten.“

FPÖ will eine Fortsetzung der von Brüssel nur bis November erlaubten Grenzkontrollen.
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für Deutschland 
(AfD) darauf 
zurück, bei dem 
FPÖ-General-
sekretär Harald 
Vilimsky als 
Gastredner ge-
laden ist. Ein 
„Völk ischer 

A s c h e r m i t t -
woch“ soll im niederbayerischen 
Osterhofen über die Bühne gehen, 
vermutet die Staatszeitung.

Was die SPÖ ge-
konnt hat, traut der 
„Presse“-Leitartikler 
Oliver Pink der FPÖ 
nicht zu. Zwar haben 
auch bei der SPÖ zwei 
Politiker (Sepp Rieder 
und Caspar Einem) die 
Kommission zur Auf-
arbeitung der Vergan-
genheit des Bundes So-

Tiefer Fall eines Politsterns
China. Staatsanwalt klagt Ex-Politbüro-Mitglied Sun Zhengcai wegen

Korruption an. Doch eigentliches Ziel könnte ein größerer „Tiger“ sein.

Wien/Chongqing. Wenige Tage bevor sich

China in die Neujahrsfeiertage verabschie-

det, ließen Pekings Korruptionsjäger auf-

horchen: Sie erhoben am Dienstag nicht

nur schwere Vorwürfe gegen den ehemali-

gen Top-Internetzensor LuWei. Die Staats-

anwaltschaft klagte auch Sun Zhengcai, Ex-

Parteisekretär der Megastadt Chongqing,

wegen Bestechlichkeit an. Noch vor Kur-

zem war der 54-Jährige als Nachfolger von

Parteichef Xi Jinping gehandelt worden.

Doch im Juli war Sun überraschend

seines Amtes enthoben und wenig später

aus der Kommunistischen Partei ausge-

schlossen worden – rechtzeitig vor dem

Parteitag, an dem Xi seine Macht zemen-

tierte. An Suns stelle folgte ChenMiner, ein

Günstling Xis. Der Sturz Suns erinnert an

das Schicksal seines Vorgängers Bo Xilai:

Auch er galt als aufsteigender Politstern,

bevor er 2012 wegen Korruption zu lebens-

länglicher Haft verurteilt worden war.

Die Ermittler werfen Sun vor, über 15

Jahre in mehreren politischen Funktionen

„illegal große Mengen Geld und Wertge-

genstände angenommen zu haben.“ Sun

steht nun ein Prozess vor dem Obersten

Gericht in Tianjin bevor, das bereits andere

Opfer der von Xi durchgepeitschten Anti-

korruptionskampagne verurteilte. Doch

Sun ist als Ex-Mitglied des chinesischen

Politbüros, des zentralen Machtorgans der

KP, das höchste Opfer der Prestigeoffensive

des Parteichefs. Kritiker werfen Xi vor, mit

der Kampagne politische Gegner ausschal-

ten zu wollen.
Die Gerüchteküche brodelt: Das ei-

gentliche Ziel sei ein noch größerer „Ti-

ger“, schreibt der US-Chinaexperte Bill Bi-

shop: Ex-Premier Wen Jiabao. Er soll sei-

ner Familie während seiner Amtszeit ein

Milliardenvermögen zugeschanzt haben.

Für die Theorie spricht eine kurz vor Be-

kanntwerden der Anklage veröffentlichte

Enthüllungsgeschichte des Investigativ-

blattes „Caixin“ über eine ehemalige Mä-

tresse Suns. Auch sie könnte im Dunstkreis

der Wen-Familie stehen. Dass Peking die

Veröffentlichung derartig pikanter Infor-

mationen über – in Ungnade gefallene –

Funktionäre zulasse sei kein Zufall, argu-

mentiert Bishop. (maka)

LEITARTIKEL

VON OLIVER PINK

Die FPÖ und ihr nicht
ganz unbekanntes Wesen
Mit dem „Who’s who“ des nationalkonservativen Lagers dieses Landes

allein wird der FPÖ die Aufarbeitung ihrer Vergangenheit n
icht gelingen.

Wollen wir der „Historikerkommis-

sion“ der FPÖ ein wenig Vorarbeit

abnehmen: 1949 gründen die Journalisten

Herbert Kraus und Viktor Reimann den

Verband der Unabhängigen. Beide gelten

als relativ liberale Bürgerliche, sind vom

Nationalsozialismus unbelastet – Rei-

mann war zwar anfangs illegaler Nazi,

ging dann jedoch in den Widerstand –

und haben eine Idee, die eigentlich nicht

funktionieren kann: ein Sammelbecken

für Bürgerlich-Liberale, die sich von SPÖ

und ÖVP nicht vertreten fühlen (wollen)

und für ehemalige Nationalsozialisten

gleichermaßen. Und es funktioniert wirk-

lich nicht. Die Nationalen sind in der

Mehrheit, stürzen die liberale Führung

und übernehmen die Macht in der Partei,

die sie 1956 auch umbenennen: in Frei-

heitliche Partei Österreichs.

Und ebendiese Partei, die FPÖ, nun-

mehr zum dritten Mal in der Zweiten Re-

publik in Regierungsverantwortung, will

sich jetzt spät, aber doch – und durch

Druck von außen – ihrer Vergangenheit

stellen und diese aufarbeiten.

Noch sieht die „Historikerkommis-

sion“ der FPÖ aus wie das „Who’s who“

des nationalkonservativen Lagers dieses

Landes: Wilhelm Brauneder, Andreas

Mölzer, Hilmar Kabas, Peter Fichtenbauer,

Ursula Stenzel, Anneliese Kitzmüller, Ha-

rald Stefan, Norbert Nemeth, Reinhard

Bösch. Da sind unzweifelhaft Personen

dabei, die sich mit der Geschichte der Na-

tionalliberalen bestens auskennen, allen

voran Brauneder, Mölzer und Nemeth.

Und das ist dann schon auch das Pro-

blem: Nennen wir es – vereinfacht ge-

sagt – Betriebsblindheit.

A ber da man von der FPÖ hier zu

Recht Differenzierung verlangt, wol-

len wir dem auch Rechnung tragen: Möl-

zer, Kabas, Kitzmüller und Co. sitzen in

der sogenannten Koordinierungsgruppe

(was immer das nun auch konkret sein

soll). Die eigentliche Historikergruppe,

die von Wilhelm Brauneder geleitet wird,

soll auch externe Historiker miteinbezie-

hen. So zumindest die gestrige Absichts-

erklärung.
Sollte es die FPÖmit der Aufarbeitung

ihrer Vergangenheit wirklich ernst mei-

nen, dann wird genau diese Beiziehung

von parteiunabhängigen Experten das

Entscheidende sein.
Die SPÖ hat das bei der Aufarbei-

tung ihrer Vergangenheit getan. Genau-

er gesagt ging es damals um die Aufar-

beitung der Vergangenheit des Bundes

Sozialistischer Akademiker (BSA), der in

der Nachkriegszeit ehemalige National-

sozialisten in die SPÖ geführt hat. Wo-

mit beiden gedient war: Die SPÖ kam zu

akademischem Personal, die Ex-Nazis

wurden gewissermaßen vom braunen

Schmutz befreit. Unter ihren Vorsitzen-

den Sepp Rieder und Caspar Einem

wurde dieses heikle Thema im BSA

dann angegangen. Experten des Doku-

mentationsarchivs des Österreichischen

Widerstands wurden mit der Arbeit be-

auftragt. Der Endbericht war umfang-

reich und schonungslos. Aufgelistet wa-

ren zahlreiche ehemalige begeisterte

Nationalsozialisten, die in und dank der

SPÖ Karriere gemacht hatten – als Mi-

nister und Generaldirektor, als Polizei-

präsident oder Primarius.

D ie FPÖ sollte einen ähnlichen Weg

gehen: Je vielfältiger der Blick von

außen ausfällt, desto besser. Er könnte

kathartische Wirkung haben. Denn wie

die freiheitliche „Koordinierungsgrup-

pe“ die Welt sieht, wissen wir ohnehin:

Die Nationalliberalen, die im 19. Jahr-

hundert für Freiheit, Demokratie und

ein geeintes Deutschland gekämpft hät-

ten, seien später leider den Versuchun-

gen des Nationalsozialismus erlegen,

dann aus den Ruinen aber geläutert wie-

derauferstanden. Ist eh auch ein Teil der

Wahrheit. Aber eben nicht die ganze.

Die diversen deutschnationalen/na-

tionalliberalen Parteien waren ein we-

sentlicher Bestandteil des politischen

Systems des Habsburgerreiches in sei-

ner Endzeit – und sie haben auch einen

wesentlichen Teil zu dessen Untergang

beigetragen. In der Ersten Republik sa-

ßen sie als Koalitionspartner in etlichen

Regierungen. Bis sehr viele von ihnen zu

den Nationalsozialisten überliefen.

Und nicht wenige taten sich auch

nach 1945 schwer, sich davon zu lösen.

Mehr zum Thema: Seite 1

E-Mails an: oliver.pink@diepresse.com

Die Außenminister Griechenlands (Kotzias) und Mazedoniens (Dimitrov), in der Mitte US-Vermittler Nimetz. [ UN ]

Verhandlungen in
Wien über Lösung im
Zwist um das „M-Wort“
Mazedonien.Die Außenminister Athens und Skopjes rangen

in der UNO-City um Kompromiss im Namensstreit.

VON JULIA RAABE UND CHRISTIAN GONSA

Wien/Athen. Die Kameras in der Wiener UNO-

City waren aufgebaut, das Rednerpult stand

schon vor der blauen Wand mit dem Logo

der Vereinten Nationen. Doch die Verhand-

ler ließen auf sich warten. Die Gespräche

über eine Lösung im griechisch-mazedoni-

schen Namensstreit seien intensiv, so hieß es.

Mehr verlautete zunächst nicht aus de
m Ver-

handlungsraum 25 im zweiten Stock des

Vienna International Center.

Um 9.30 Uhr in der Früh hatten der UN-

Sondervermittler Matthew Nimetz und die

Außenminister Griechenlands und Mazedo-

niens, Nikos Kotzias und Nikola Dimitrov,

das Zimmer betreten. Als sich die Tür am frü-

hen Abend schließlich wieder öffnete, verlie-

ßen die Verhandler den Raum ohne einen

Kommentar. Es werde ein schriftliches State-

ment aus New York geben, teilte ein UN-

Sprecher mit, während Sondervermittler Ni-

metz in den Aufzug stieg. Mehr nicht.

Es ist kein Zufall, dass sich die Verhand-

ler bedeckt halten. Dass das Treffen in Wien

überhaupt stattfinden würde, war erst spät

amMontagabend bekannt geworden. Zu auf-

geheizt ist die Lage, vor allem in Griechen-

land. Die Regierungen beider Länder haben

sich für eine Lösung ausgesprochen. Skopje

hat die Namen des Flughafens und jener Au-

tobahn geändert, die zur griechischen Gren-

ze führt. Statt weiter nach Alexander dem

Großen – eine Provokation für Athen – be-

nannt zu sein, heißt der Airport nun Interna-

tionaler Flughafen von Skopje und die Auto-

bahn Straße der Freundschaft. UN-Vermittler

Nimetz sprach im Jänner bereits von einem

„positivenMomentum“.

GriechischeMassendemonstrationen

Doch Teile der Politik und der Öffentlichkeit,

vor allem in Griechenland, heißen den An-

näherungskurs ganz und gar nicht willkom-

men. Am 21. Jänner marschierten in Thessa-

loniki rund 90.000 Menschen auf, um zu ver-

hindern, dass das nördliche Nachbarland

einen Namen tragen darf, der das Wort „Ma-

zedonien“ enthält. Es gebe nur ein Mazedo-

nien, so lautete die Parole – und das sei grie-

chisch. Wie eine Draufgabe wirkte die noch

größere Demonstration in Athen zwei Wo-

chen später, an der, wieder nach vorsichtigen

Schätzungen der Polizei, 140.000 Menschen

teilnahmen. Hauptredner der Demonstration

war Mikis Theodorakis, Komponist mit Welt-

rang und Ikone der Linken in Griechenland.

Spätestens dann wurde klar, dass eine Lö-

sung im Namensstreit bedeutet, gegen den

Strom schwimmen zumüssen.

In den vergangenen Jahre hatten sich die

griechischen Großparteien auf eine gemein-

same Position eingependelt: Das Nachbar-

land, das seit 1995 provisorisch Fyrom, zu

Deutsch Ehemalige Jugoslawische Republik

Mazedonien heißt, könne einen Namen tra-

gen, der den Bestandteil „Mazedonien“ ent-

hält. Das steht im Gegensatz zur harten Linie

der 1990er. Dass, mit dem Segen von USA

und EU, der Fall des Ultranationalisten Nikola

Gruevski und die Machtübernahme des So-

zialisten Zoran Zaev in Mazedonien genutzt

werden würden, um einen neuen Anlauf zur

Lösung der Namensfrage zu nehmen, war lo-

gisch. Seit mehr als 25 Jahren verhindert der

Konflikt die Aufnahme Skopjes in die Nato

und eine weitere Annäherung an die EU.

Erste Querschüsse gab es auf griechi-

scher Seite, als Kyriakos Mitsotakis, Chef der

konservativen Opposition (ND), politisches

Kleingeld aus den anlaufenden Verhandlun-

gen schlagen wollte. Er richtete Premier Ale-

xis Tsipras vom radikalen Linksbündnis Syri-

za über eine Zeitung aus, dass seine
Partei im

Parlament für keine Mazedonien-Vorlage

stimmen werde, die nicht von der gesamten

Regierungskoalition, das heißt von Syriza

und seinem Juniorpartner, den rechtspopu-

listischen Unabhängigen Griechen (Anel),

gemeinsam getragen wird. Es ist bekannt,

dass Anel-Chef Panos Kammenos gegen das

„M-Wort“ ist – es ist nicht auszuschließen,

dass er gegen die Regierungslinie stimmen

würde. In diesem Fall müsste sich Tsipras

eineMehrheit bei anderen Parteien suchen.

Aber auch die Konservativen haben ein

Mazedonien-Problem. Der rechte Parteiflü-

gel ist gegen einen zusammengesetzten Na-

men. Hoch komplex ist auch das Verhältnis

von Mitsotakis zu Ex-Premier Antonis Sama-

ras, einem seiner Steigbügelhalter beim Auf-

stieg an die Parteispitze. Samaras war es, der

die Regierung von Konstantinos Mitsotakis,

des Vaters von Kyriakos, zu Fall brachte,

Anlass des Bruchs: die harte Haltung von Sa-

maras in der Mazedonien-Frage. Und so ver-

sucht der junge Mitsotakis nun einen politi-

schen Eiertanz: Er weigert sich nun plötzlich

strikt, in der Namensfrage Stellung zu bezie-

hen und stellte es seinen Abgeordneten frei,

bei denDemonstrationenmitzumachen.

Eine klare Linie verfolgt Tsipras: Seine

Partei hat keinerlei Problem mit einem Na-

mensbestandteil „Mazedonien“. In diese

Richtung arbeitet er – trotz aller Prot
este.

AUF EINEN BLICK

Der Namensstreit zwischen Athen und Skopje

dauert seit 1991. Damals erklärte sich die ehemalige

jugoslawische Teilrepublik für unabhängig und gab

sich den Namen Mazedonien. Aus griechischer Sicht

ist dieser jedoch Teil des Nationalerbes; das

Nachbarland soll deshalb seinen Namen ändern, der

von der UNO als provisorisch angesehen wird.

Griechenland befürchtet, dass Skopje Anspruch auf

die gleichnamige nordgriechische Provinz erheben

könnte. Athen blockiert auch den Beitrittsprozess

Skopjes zu EU und Nato. UN-Sondervermittler

Matthew Nimetz hatte im Jänner fünf Lösungs-

vorschläge präsentiert, darunter „Republik Neues

Mazedonien“ und „Republik Nord-Mazedonien“.

2 AUSLAND
MITTWOCH, 14. FEBRUAR 2018

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

EUROPA & WELT Mittwoch, 14. Februar 2018

6

Berlin. Nach dem Rücktritt von

SPD-Chef Martin Schulz soll des-

sen Stellvertreter Olaf Scholz

kommissarisch die Partei führen.

Das beschloss der SPD-Vorstand

am Dienstagabend, wie mehrere

deutsche Medien unter Berufung

auf Teilnehmerkreisen berichte-

ten. Am 22. April soll ein Sonder-

parteitag den regulären Nachfol-

ger wählen - die Parteispitze hat

dafür Fraktionschefin Andrea

Nahles nominiert.
„Ich bin sicher, die Sozialdemo-

kratische Partei Deutschlands

wird mit Andrea Nahles an der

Spitze zu alter Kraft zurückfin-

den“, sagte Schulz nach der Präsi-

diumssitzung, die kurz vor dem

Vorstand tagte. Er selbst habe den

SPD-Parteivorsitz „gerne ausge-

übt“, doch „ich scheide ohne Bit-

terkeit und ohne Groll aus diesem

Amt“. Mit seinem Verzicht auch

auf die Mitgliedschaft in der neu-

en Bundesregierung wolle er dazu

beitragen, die Personaldebatten in

der SPD zu beenden und die Auf-

merksamkeit der Mitglieder wie-

der auf den Koalitionsvertrag len-

ken, der „ein guter Koalitionsver-

trag“ sei.
Schulz hatte bereits vor eini-

gen Tagen Nahles als seine Nach-

folgerin für die Parteispitze vorge-

schlagen. Er hatte nach dem Ab-

schluss der Koalitionsverhandlun-

gen mit der Union - entgegen vor-

heriger Aussagen - angekündigt,

er wolle Außenminister in einem

schwarz-roten Kabinett werden

und den Parteivorsitz abgeben.

Auf großen Druck hin erklärte er

aber kurz darauf seinen Verzicht

auf den Ministerposten. Vor dem

entscheidenden Mitgliederent-

scheid steckt die Partei damit in

großen Turbulenzen.

Konkurrenz für Nahles

Die Parteiführung hatte gehofft,

durch einen schnellen Personal-

wechsel an der Spitze wieder für

etwas Ruhe zu sorgen. Die Idee,

Nahles als kommissarische Partei-

chefin zu benennen, verursachte

aber neue Verwerfungen. Das Or-

ganisationsstatut der SPD gibt le-

diglich vor, dass die Wahl des Par-

teivorstandes durch den Parteitag

erfolgt. Es findet sich kein Passus,

der regelt, was nach dem Rück-

tritt des Parteichefs geschehen

muss. Der Staatsrechtler Jörn Ip-

sen sagte der „Neuen Osnabrü-

cker Zeitung“, das von der SPD

ursprünglich angepeilte Verfah-

ren wäre eindeutig ein Verstoß

gegen die Satzung der Partei und

das Parteiengesetz gewesen. Nach

dem Parteiengesetz werde der

Vorstand durch einen Parteitag

gewählt. Nahles gehöre aber we-

der dem Präsidium noch dem Vor-

stand an. „Ihre Bestellung als

kommissarische Vorsitzende wäre

ungültig.“ Auch der Vorsitzende

der Arbeitsgemeinschaft Sozialde-

mokratischer Juristinnen und Ju-

risten, Harald Baumann-Hasske,

sagte der „Welt“, für eine kommis-

sarische Übernahme des Vorsit-

zes bestehe „satzungsmäßig keine

Grundlage“.
Die Landesverbände in Berlin

und Schleswig-Holstein hatten

sich bereits dagegen gewandt,

dass Fraktionschefin Andrea Nah-

les kommissarisch Parteichefin

wird. Stattdessen wollten sie, dass

bis zu einem Parteitag einer der

Stellvertreter des scheidenden

Parteichefs Martin Schulz den

Vorsitz übernimmt. Was nun mit

Olaf Scholz auch geschehen ist.

Olaf Scholz ist derzeit noch

Bürgermeister von Hamburg,

wird aber klar für künftige Aufga-

ben in der Bundespolitik gehan-

delt. Er könnte Vizekanzler und

Finanzminister werden und hat in

Interviews bereits Pläne zum

deutschen Bundeshaushalt zum

Besten gegeben.
Abzuwarten bleibt, ob es am

22. April für Nahles wirklich so

glatt laufen wird, wie viele das

planen. Die Flensburger Bürger-

meisterin, Simone Lange, hat be-

reits erklärt, sie wolle gegen Nah-

les antreten. ■

Scholz wärmt den Sessel für Nahles

Nach juristischen Querelen übernimmt SPD-Vize kommissarisch die Leitung der SPD. Danach soll Andrea Nahles inthronisiert werden.

Olaf Scholz ist kommissarischer SPD-Chef. Foto: Olaf Kosinsky/CC BY-SA 3.0

Pirna/Wien. Die AfD schimpft lei-

denschaftlich gerne über „Altpar-

teien“ – also alle anderen. Deren

Rituale bedient sie sich aber ger-

ne. Auch sie lädt zum Politischen

Aschermittwoch in ganz Deutsch-

land. So tritt einer der beiden Par-

teivorsitzenden, Jörg Meuthen, in

Bayern auf, FPÖ-Generalsekretär

Harald Vilimsky ist Gastredner.

Eine „Kracherveranstaltung“ ver-

spricht der AfD-Verband Sächsi-

sche Schweiz – Osterzgebirge auf

seiner Webseite. Angesagt sind

unter anderem Björn Höcke und

Jörg Urban. Beide sind im Osten

der Bundesrepublik verankert;

Höcke als Fraktionsvorsitzender

in Thüringen, Urban als Landes-

vorsitzender in Sachsen. Beide

stehen rechtsaußen. Und in bei-

den Bundesländern ist die AfD

von einer Randfigur des politi-

schen Spektrums auf eine Bewe-

gung gewachsen, die 20 Prozent

plus X erreichen kann.

„Aushöhlung der deutschen

Souveränität und Identität“

Björn Höcke erlangte bereits weit

über Thüringen Grenzen Be-

kanntheit. So bezeichnete er das

Berliner Holocaustmahnmal als

„Denkmal der Schande“ und un-

terfütterte seine Asylthesen evo-

lutionsbiologisch. Höcke setzte

dem europäischen „Platzhalter-

typ“ den afrikanischen „Ausbrei-

tungstyp“ entgegen. Weniger be-

kannt als diese Ausfälle ist die

„Erfurter Resolution“ aus dem

Jahr 2015: eine Absage an den

vermeintlichen politischen Ein-

heitsbrei, „der Feigheit und dem

Verrat an den Interessen unseres

Landes“. Die Unterzeichner ver-

stehen sich als „Widerstandsbe-

wegung gegen die weitere Aus-

höhlung der Souveränität und der

Identität Deutschlands“. Und die

AfD als Partei, die „Mut zur Wahr-

heit und zum wirklich freien Wort

besitzt“. Höcke hat die „Erfurter

Resolution“ mitinitiiert, gemein-

sam mit Alexander Gauland –

mittlerweile Parteichef und Frak-

tionsvorsitzender im Bundestag.

„Wir orientieren uns in unse-

rem politischen Handeln ängst-

lich an dem, was uns Institutio-

nen, Parteien und Medien als

Spielraum zuweisen, anstatt

selbst den Radius unseres Han-

delns abzustecken und zu erwei-

tern“, wiesen jene AfDler anno

2015 jegliche Bemühungen zu-

rück, aus der Partei eine bürger-

lich-konservative Bewegung zu

formen. Wenn Höcke und Gau-

land den „Radius erweitern“ wol-

len, heißt das nichts anderes, als

die Grundprinzipien der Bundes-

republik nach 1945 zum Einsturz

zu bringen, somit auch die Erin-

nerung an die Verbrechen des Na-

tionalsozialismus: „Wir haben die

Aufgabe, uns unsere großartige

Geschichte wieder neu anzueig-

nen“, sagte Höcke 2016. „Das per-

manente Mies- und Lächerlichma-

chen unserer Geschichte hat uns

wurzellos gemacht.“ Damals

meinte Höcke auch: „Dieses Land,

dieses Volk, liebe Freunde, muss

endlich seine verlorene Männlich-

keit zurückfinden.“

Insbesondere in Ostdeutsch-

land kommt die AfD gut an, dazu

hat im Besonderen die Flücht-

lingspolitik von Kanzlerin Angela

Merkel beigetragen. Mit 27 Pro-

zent bei der Bundestagswahl im

September lag die AfD in Sachsen

vor allen anderen Parteien. Aller-

dings hieß die Spitzenkandidatin

damals Frauke Petry. Sie hatte

einst die völkischen Umtriebe

mindestens geduldet, mutierte

später zur vermeintlich modera-

ten Stimme der Partei. Petry buhlt

nach ihrem Parteiaustritt – ihr in

der AfD errungenes Mandat im

Bundestag hat sie behalten – mit

der „Blauen Wende“ um bürgerli-

che Wähler der einstigen „Profes-

sorenpartei“ AfD. Im Raum Pirna,

südöstlich von Dresden, befindet

sich Petrys Wahlkreisbüro. Als

kleine Spitze treten Höcke und

Co. am Mittwoch ausgerechnet in

dieser Stadt auf.

Petrys Abgang hat Sachsens

AfD nicht geschadet. Die letztver-

fügbare Umfrage vom Dezember

sieht die Partei bei 23 Prozent.

Landeschef Jörg Urban ist nicht

nur ebenfalls am Mittwoch mit

von der Partie. Er wagt auch ei-

nen inhaltlichen Schritt, vor dem

Petry zurückschreckte: die Annä-

herung an die Pegida-Bewegung.

„Wenn sich dort keine Entwick-

lung abzeichnet, die in Richtung

rechtsextrem geht – und das sehe

ich nicht, obwohl das gerne be-

hauptet wird –, dann kann ich mir

gut vorstellen, dass wir im Wahl-

kampf mit Pegida kooperieren

werden“, sagte Urban laut MDR.

Laut Verfassungsschutz

im Fokus von Extremisten

Anders schätzt das der bayerische

Verfassungsschutz ein. Mit dem

Aufstieg von Pegida im Herbst

2014 „geriet die Bewegung in den

Fokus von Extremisten. Darunter

befanden sich Rechtsextremisten

aus dem parteigebundenen und

dem neonazistischen Spektrum

ebenso wie Personen aus dem

Spektrum der verfassungsschutz-

relevanten Islamfeindlichkeit.“

Die Verbindungen zwischen Pegi-

da und der AfD reichen über

Sachsen hinaus. Einen Tag nach

Aschermittwoch findet in Meck-

lenburg-Vorpommern eine „Infor-

mationsveranstaltung zur Ge-

schichte und Entwicklung“ von

Pegida statt. Neben deren Vertre-

ter Siegfried Däbritz tritt Michael

Stürzenberger auf – „zentrale Fi-

gur der verfassungsschutzrele-

vanten islamfeindlichen Szene in

Bayern“, so der dortige Verfas-

sungsschutz. Demnach differen-

ziere Stürzenberger nicht zwi-

schen dem Islam als Religion und

dem Islamismus als politischer

Ideologie und spreche Muslimen

das im deutschen Grundgesetz

verankerte Grundrecht auf Religi-

onsfreiheit ab.
„Kein Asyl für Muslime in

Deutschland“, forderte Björn Hö-

cke im Jänner. Für seine Politik

kann sich in Thüringen derzeit je-

der Fünfte erwärmen. Im Herbst

2019 steht die Landtagswahl an,

ebenso in der politischen Heimat

des AfD-Vorsitzenden Alexander

Gauland, Brandenburg. Sachsen

wählt kurz zuvor, im Sommer. Es

könnten Urnengänge von histori-

scher Bedeutung werden. ■

Von Alexander Dworzak

Völkischer
Aschermittwoch

Die AfD versammelt ihr Rechtsaußenlager. Für die Wahl in Sachsen

steht gar eine Kooperation mit der Pegida-Bewegung im Raum.

Björn Höckes Thesen

sind heftig umstritten

– und kommen an.

Foto: dpa/Stratenschulte

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

Medien

GEZWITSCHER

zialistischer Akademiker (BSA) 
geleitet, doch man hat externe 

Experten hinzugeholt. Genau 
das hat auch die FPÖ vor. 
Aber den Freiheitlichen ist 
eben nicht zu trauen.

Weil es gerade im Zusam-
menhang mit der FPÖ so in 
Mode ist, an den NS-Jargon 
anzustreifen, greift auch die 
„Wiener Zeitung“ bei ihrem 
Vorbericht zum Aschermitt-
wochtreffen der Alternative 

FPÖ IN DEN MEDIEN

Das ORF-Landestudio Tirol 
hat bei einem Bericht über 

eine antisemitische Äußerung 
die Erwiderung der beiden 
FPÖ-Spitzen herausgeschnitten.

Ein „Tirol heute“-Bericht am ver-
gangenen Freitag hat einen Sturm 
der Entrüstung ausgelöst und Rück-
trittsforderungen an den Tiroler 
FPÖ-Chef Markus Abwerzger nach 
sich gezogen. Darin war zu sehen, 
dass Abwerzger auf antisemitische 
Aussagen eines Bürgers nur mit Ni-
cken reagiert hatte – bevor der Be-
richt mit den Worten „ein blauer 
Landtagswahlkampf auf Hochtou-
ren“ abmoderiert wurde.

Entlarvende ORF-Reaktion
Abwerzger reagierte empört auf 

diese verfälschte Darstellung. Er 

forderte den ORF dazu auf, das 
gesamte Material zu veröffentli-
chen. Denn er wie auch FPÖ-Klu-
bobmann Rudi Federspiel hätten 
den Mann zurechtgewiesen. Die-
ser Aufforderung kam der ORF 
mit einer modifizierten Version des 
Beitrags in der „Mittags-ZiB“ am 
Samstag nach, in dem die Antwor-
ten der beiden zu hören waren.

Nächster ORF-Skandal, um den
Freiheitlichen zu schaden
ORF manipuliert Bericht über antisemitischen „Sager“ im Wahlkampf

Aber eine Entschuldigung des 
ORF für die Manipulation blieb 
bisher aus. Einen Fehler des ORF 
ortete die Chefredakteurin des 
ORF Tirol aber nicht. Den Beitrag 
habe eine „erfahrene Journalistin“ 
gemacht, die wisse, „wo sie kürzt, 
ohne sinnentstellend zu sein“. Also 
war es doch die Intention, der FPÖ 
Antisemitismus zu unterstellen?
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Wohl erst nach einer Reform des 
von Rot-Grün gekaperten staatli-
chen Rundfunks.

GEFÄLLT MIR

Was ist eigentlich mit dem ORF 
los??? Am Küniglberg folgt ein 
Skandal dem nächsten! Wann ist 
endlich Schluss damit?

HC Strache
14.02.2018

95.005 Personen haben das Video gesehen.

Abwerzerger mit dem, laut ORF, antisemitischen „FPÖ-Fan“.

Wo bleibt eigentlich die öffent-
liche Kritik der Tiroler Partei-
spitzen abseits der #FPÖ am 
#ORF-Manipulationsskandal? 
Deren scheinheilige Kritik an @
abwerzger wirkte ja schon fast 
choreographiert. 

Im ORF glaubt man, sich für 
die „gute Sache“ alles erlauben 
zu können. Und um die FPÖ 
anzupatzen, darf schon mal ein 
depperter Antisemit im öffent-
lich-rechtlichen TV ableiern.

Christofer Ranzmaier
@CRanzmaier

Esistsoarg
@norstabu

11.02.18 07:22

11.02.18 03:27

Könnte es sein, dass sie im Ver-
bund mit dem ORF nur daran inte-
ressiert sind, der FPÖ zu schaden?

Das ist keine Glaubensfrage im 
ORF, das ist dessen Dogma.

WHATSAPP
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Mit dabei auch die Dritte Nationalratspräsidentin Anneliese Kitzmül-
ler, Finanzstaatssekretär Hubert Fuchs und der FPÖ-Abgeordnete 
Wolfgang Klinger zur Freude des Veranstalters Erhard Weinzinger (im 
Bild unten links, mit dem Linzer Vizebürgermeister Detlef Wimmer.

die Senkung des Arbeitslosenversi-
cherungsbeitrags, eine Reduzierung 
der Familienbeihilfe ins Ausland 
und die jetzt angelaufene Sicher-
heitsoffensive.

„Die Weichen für den rot-weiß-
roten Schnellzug wurden gestellt, 
und er fährt mit vollem Tempo in 
die richtige Richtung“, betonte 

HC Strache, ehe er auf die SPÖ zu 
sprechen kam: „Das einzige, wo die 
Roten noch recht aktiv sind, das ist 
das ‚dirty campaigning‘ gegen die 
FPÖ. Mittlerweile zwar ohne Sil-
berstein, dafür mit dem ORF.“ Und 
er wiederholte unter dem Applaus 
der Menge die Forderung nach Ab-
schaffung der ORF-Zwangsgebühr.

Gastgeber Elmar Podgorschek (l.), begrüßte ganz besonders den 
frisch gebackenen Vater, Landesparteiobmann Manfred Haimbuch-
ner (r.) und natürlich die über 2.000 Besucher in der Jahnturnhalle.

Auch als Vizekanzler setzte HC Strache die Tradition in Ried fort, 
diesmal mit Schwerpunkt auf der erfolgreichen blauen Reformpolitik.

„Wir sind gekommen, um zu bleiben!“
Die Befürchtungen, dass ein Vi-

zekanzler HC Strache beim tradi-
tionellen „Politischen Aschermitt-
woch“ in Ried nur „staatsmännisch 
gebremst“ auftreten könnte, haben 
sich nicht erfüllt. Auch wenn der 
FPÖ-Bundesparteiobmann bei den 
Passagen über die Regierungsbe-
teiligung einen sachlich nüchternen 
Ton anschlug.

Bei den mehr als 2.000 FPÖ-Sym-
pathisanten, die auch zu diesem 27. 
„Politischen Aschermittwoch“ in 
der Rieder Jahnturnhalle kamen, 
fand er volle Zustimmung bei sei-
nen Ausführungen zum Regie-
rungsprogramm, zur SPÖ-Funda-
mentalopposition oder zum ORF.

Es war ein besonderes Treffen 
diesmal, wie Gastgeber, Landes-
rat und Rieds FPÖ-Bezirkspartei-
obmann Elmar Podgorschek bei 
seiner Begrüßung hervorhob: „So 
viele Regierungsmitglieder auf 
Landes- und Bundesebene und gar 
einen Vizekanzler hatten wir bisher 
noch nie hier im Innviertel!“

FPÖ-Landesparteiobmann Man-
fred Haimbuchner kritisierte Linke 
und Intellektuelle, die überall in 
Österreich Antisemiten erblicken 
würden, aber nicht unter den Ein-
wanderern, die sie willkommen 
geheißen haben: „Es waren aber 
keine Österreicher, die im Wien des 
Jahres 2017 israelische Fahnen auf 
offener Straße verbrannten!“

HC Strache betonte gleich zu 
Beginn seiner Rede, dass die Frei-
heitlichen auch in Regierungs-
verantwortung, die kein wirklich 
Zuckerschlecken sei, niemals den 
Kontakt zu den Bürgern aufgeben 
werden: „Hin zu den Menschen – 
das war immer mein Motto, und das 
wird es auch bleiben!“

Die FPÖ sei überhaupt anders, 
denn welche Partei habe in einer 
Koalition nach nur wenigen Wo-
chen schon so viele Wahlverspre-
chen umgesetzt wie die FPÖ, er-
klärte der FPÖ-Chef und listete auf: 
der Familienbonus Plus, Deutsch-
klassen für ausländische Schüler, 
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HC Strache verspricht beim Rieder Aschermittwoch eine lange blaue Regierungsperiode
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per Mail: bildungsinstitut@fpoe.at 
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Am 18. Dezember 2017 wurde die neue Bundesregierung angelobt, schon 
zwei Tage zuvor haben der nunmehrige Vizekanzler HC Strache und der 
Bundeskanzler Sebastian Kurz das Regierungsprogramm „Zusammen. 
Für unser Österreich.“ der Öffentlichkeit präsentiert. 

Es ist dem FPÖ-Verhandlungsteam gelungen, die freiheitliche Handschrift 
in diesem Regierungsprogramm deutlich sichtbar zu machen. Sie findet 
sich in weit mehr als 50 Prozent der beschlossenen Maßnahmen, die in 
den nächsten fünf Jahren umgesetzt werden sollen. In vielen Bereichen 
wurden Kompromisse geschlossen,  die jedoch allesamt ein erster wichtiger 
Schritt auf dem Weg zur Umsetzung freiheitlicher Kernforderungen sind. 

Die Regierungsmitglieder der FPÖ sind:

 ■ Heinz-Christian STRACHE
 Vizekanzler und Bundesminister für Öffentlichen Dienst und Sport

 ■ Ing. Norbert HOFER
 Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie

 ■ Herbert KICKL
 Bundesminister für Inneres

 ■ Dr. Karin KNEISSL
 Bundesministerin für Europa, Integration und Äußeres

 ■ Mario KUNASEK
 Bundesminister für Landesverteidigung

 ■ Mag. Beate HARTINGER-KLEIN
 Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz

und Staatssekretär im Bundesministerium für Finanzen

 ■ MMag. DDr. Hubert FUCHS
 

Damit Sie sich ein Bild von den Zielen und Maßnahmen der neuen 
Regierung  machen können, hat das FPÖ-Bildungsinstitut eine Broschüre 
erstellt, aus der das alles kurz und bündig ersichtlich wird. 

Diese Broschüre erhalten alle Parteimitglieder in den nächsten Tagen per 
Post, allen weiteren Interessenten schicken wir gerne ein Exemplar zu.

Zusammen.
FÜR UNSER ÖSTERREICH.
REGIERUNGSPROGRAMM 2017 – 2022 

„Viele kleine Schritte 
sind notwendig, um 
auf den Gipfel zu 
kommen ...“

HC Strache

! !


